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Editorial

um die Vielfalt in der Gesellschaft zu 
fördern. Wir brauchen zudem eine ak-
tive Flüchtlings- und Migrationspoli-
tik, die Zuflucht suchenden Menschen 
Schutz gewährt und Verantwortung 
nicht abweist. Basierend auf dem Ge-
danken der Parität ist es unser Ziel, 
allen Menschen nicht nur Chancen, 
sondern Möglichkeiten zu eröffnen 
und den gleichen Respekt entgegenzu-
bringen. Auch in Europa treten wir für 
eine vielfältige, offene und tolerante 
Gesellschaft ein, die Armut und Exklu-
sion bekämpft und gleiche Teilhabe für 
alle schafft. 

Herzlich, Ihr

Professor Dr.  
Rolf Rosenbrock,
Vorsitzender des  

Paritätischen  
Gesamtverbands

Liebe Leserinnen und Leser,

Unsere Forderungen reichen von der 
Sozial-, Bildungs- und Migrationspoli-
tik über das Beihilferecht bis hin zur 
Wirtschaftspolitik. Kernanliegen ist es 
immer, zu einem sozialen Europa bei-
zutragen, wo keine Existenzängste 
herrschen, alle Menschen sozial teilha-
ben, Menschenrechte in vollem Um-
fang geschützt werden und der die Un-
gleichheit verstärkenden neoliberalen  
Wirtschafts- und Finanzpolitik ein 
Ende gesetzt wird. 
Die EU muss die soziale Dimension 
vertiefen und Armut bekämpfen, um 
die Gemeinschaft Gleicher zu fördern 
und das Vertrauen in die Gemein-
schaft zu fördern sowie um rechten 
Demagogen den Boden zu entziehen, 
die sich von den sozialen Unsicher-
heiten und Abstiegsängsten der Men-
schen nähren. Dazu gehört u.a. die 
Festlegung sozialpolitischer Mindest-
standards in der Rente und beim Ar-
beitslosengeld, die den nationalen Ge-
gebenheiten gerecht werden. Es 
braucht den Schutz und die Förderung 
sozialer Dienstleistungen und gemein-
nütziger Dienste im Beihilfe- und 
Wettbewerbsrecht. Die gesellschaft-
liche Teilhabe aller Menschen sowie  
ihr Zugang zu angemessenen Sozial-, 
Gesundheits- und Pflegeleistungen 
muss garantiert werden. Ebenso sind 
Austauschprogramme sowie soziale 
und inklusive Programme zu stärken, 

die Europäische Union steht vor einer 
Zerreißprobe: erstarkende rechtsdema-
gogische und nationalkonservative Re-
gierungen und gesellschaftliche Grup-
pen, Euroskeptizismus, mangelnde 
Solidarität mit EU-Mitgliedsstaaten 
und Zufluchtsuchenden, neoliberale 
Austeritätspolitik zulasten sozialer Ge-
rechtigkeit und des Schutzes vor Ar-
mut, Brexit…
Bis zum letzten Jahr hat der Paritä-
tische gegenüber der EU eine Art der  
Nicht-Einmischung vertreten und sich 
lediglich in defensiver Weise gegen-
über der EU und nur zu wenigen Poli-
tikfeldern geäußert. Hervorzuheben 
ist hier unser Engagement gegen die 
EU-Freihandelsabkommen mit den 
USA (TTIP) und Kanada (CETA) sowie 
zur europäischen Flüchtlings- und Mi-
grationspolitik. Jedoch schien es ange-
sichts der Herausforderungen der EU 
als notwendig, diese Position zu über-
denken und weiter zu fassen. Im Okto-
ber 2018 hat sich der Paritätische in 
seinem europapolitischen Grundsatz-
papier erstmals zur aktiven Gestaltung 
eines sozialen und demokratischen Eu-
ropas positioniert. Pünktlich zur Wahl 
zum Europäischen Parlament am 26. 
Mai 2019 haben wir weitere umfas-
sende europapolitische Forderungen  
verfasst, die, aufbauend auf dem 
Grundsatzpapier, klare Erwartungen 
an die europäische Politik formulieren. 
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Schwerpunkt

Welches Europa wollen wir?

Engagement fördern,  
in Zusammenhalt investieren
Gerade in Zeiten eines spürbaren 
EU-Skeptizismus und erstar-
kender nationalistischer Strö-
mungen müssen soziale und in-
klusive EU-Programme gestärkt 
werden. Alle Förderprogramme 
sollten noch stärker benachteili-
gte Gruppen ansprechen, und von 
Grund auf vereinfacht werden. 
Gemeinnützige Dienste als wich-
tige Akteure der Zivilgesellschaft   
dürfen nicht länger beim Zugang 
zu Förderprogrammen gegenüber 
gewinnorientierten Unternehmen 
benachteiligt werden. Es braucht 
insbesondere auch neue Förder-
möglichkeiten für soziale Innovati-
onen im gemeinnützigen Bereich.

Soziale Infrastruktur 
entwickeln, Teilhabe fördern
Soziale Teilhabe muss allen Men-
schen in Europa ermöglicht wer-
den. Wir fordern die konsequente 
Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention und die europa-
weite Schaffung einer barrierefrei-
en, inklusiven sozialen Infrastruk-
tur. Sowohl umfassende gesell-
schaftliche Teilhabe als auch der 
Zugang zu angemessenen Sozial-, 
Gesundheits- und Pflegedienstlei-
stungen müssen garantiert wer-
den. Es braucht eine hohe Qualität 
und Sicherheit von medizinischen 
und pflegerischen Produkten und 
Leistungen und Transparenz bei 
Pharmaspenden.

Dienstleistungen am Menschen, 
nicht an Märkten orientieren

Soziale Dienstleistungen dürfen 
nicht wie beliebige Waren behan-
delt werden, sondern müssen bür-
gernah zugänglich sein und hohen 
Qualitätsansprüchen genügen. 
Freihandelsabkommen dürfen nicht 
dazu beitragen, soziale Standards 
zu beseitigen oder zu umgehen. Das 
Europäische Recht muss die Vielfalt 
der Träger und Angebote achten 
und Transparenz fördern. Wir 
fordern vom EP und der Europä-
ischen Kommission, bei allen wett-
bewerbs- und beihilferechtlichen 
Entscheidungen die besondere Rolle 
gemeinnütziger Organisationen und 
Unternehmen zu berücksichtigen.

Grund- und Menschenrechte 
umsetzen und schützen

In verschiedenen Papieren der EU 
sind Grund- und Menschenrechte 
definiert. Diese müssen verwirk-
licht und konsequent berücksich-
tigt werden. Die EU muss auch 
soziale Menschenrechte umfas-
send respektieren, schützen und 
stärken. Das erwarten wir vom 
Europäischen Parlament. Alle 
Bürger*innen müssen ihre demo-
kratischen Rechte uneingeschränkt 
wahrnehmen können. Freie Mei-
nungsäußerung, die Presse- und 
Wissenschaftsfreiheit sowie der 
Schutz vor rechtlicher Willkür müs-
sen umfassend verwirklicht wer-
den. Das Freizügigkeitsrecht und ein 
Recht auf Sozialschutz müssen für 
alle Bürger*innen gelten und dür-
fen nicht auf Arbeitnehmer*innen 
reduziert werden.

Armut überwinden, 
soziale Rechte verwirklichen
Die Zahl der von Armut und Aus-
grenzung betroffenen Menschen in 
der Europäischen Union liegt bei 
118 Millionen Menschen: ein Vier-
tel der europäischen Bevölkerung 
ist von Armut betroffen. In der Ver-
gangenheit jedoch hat die EU durch 
ihre Austeritätspolitik dazu beige-
tragen, soziale Krisen sogar noch 
zu verstärken. Wir sagen: Europa 
braucht nicht nur wirtschaftliche, 
sondern auch soziale Stabilitätskri-
terien. Die Bekämpfung von Armut 
muss für das neue Europäische Par-
lament oberste Priorität haben. Die 
Umsetzung der Europäischen Säu-
le sozialer Rechte muss von dem 
neu gewählten EP und der neuen 
Europäischen Kommission im Zu-
sammenwirken mit dem Rat kon-
sequent weiter verfolgt werden.



5www.der-paritaetische.de 2 | 2019

Schwerpunkt

Vierzig Jahre nach der ersten Direktwahl zum Europäischen Parlament (EP) sind im Mai 2019 mehr als 500 Mil-
lionen EU-Bürger*innen aufgerufen, ihre Abgeordneten neu zu wählen. Aus der „Gemeinsamen Versammlung“ 
von 78 Parlamentariern nationaler Parlamente im Jahre 1952 wurde im Laufe der Jahrzehnte ein Europäisches 
Parlament mit 705 Sitzen. Der Paritätische Gesamtverband hat als Spitzenverband der freien Wohlfahrtspflege 
zehn Forderungen formuliert, die wir hier in gekürzter Form dokumentieren. Mehr auf: www.paritaet.org

Partizipation und 
Willensbildung

Die Mobilisierung und Einbindung 
zivilgesellschaftlicher Kräfte ist 
unerlässlich, um die gemeinsamen 
sozialen Probleme in Europa nach-
haltig zu lösen. Die Stärkung des 
Sozialen in Europa ist auch eine 
Antwort auf nationalistische Be-
strebungen, die Errungenschaf-
ten der europäischen Einigung 
rückgängig zu machen. Die Arbeit 
von zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen muss durch die Europä-
ische Union effektiv unterstützt 
werden, gerade wenn nationale 
Regierungen versuchen, soziales 
und demokratisches Engagement 
einzuschränken.

Ein Europa ohne Grenzen 
für den Menschen

Die Freizügigkeit der EU-
Bürger*innen gehört seit jeher 
zu den Grundpfeilern der EU. 
Das Freizügigkeitsrecht aller EU-
Bürger*innen darf nicht in Frage 
gestellt, die Freizügigkeit nicht auf 
Erwerbstätige reduziert werden. 
Angesichts des Fachkräftemangels 
in Deutschland gerade im Gesund-
heits- und Pflegebereich braucht 
es grenzüberschreitende Qualifi-
zierungsoffensiven und die Förde-
rung transnationaler Projekte, um 
den Fachkräftebedarf zu decken 
ohne gleichzeitig dringend benöti-
gte Fachkräfte aus anderen Regi-
onen abzuziehen. 

Finanzmärkte regulieren 

Einige Mitgliedsstaaten der EU lei-
den noch immer unter den Folgen 
der Finanzkrise. Eine konsequente 
Regulierung der Finanzmärkte 
ist unabdingbar. Spekulative Fi-
nanztransaktionen müssen einge-
dämmt werden. Wirtschaftliche 
Ungleichgewichte in der EU müs-
sen effektiver als bisher abgebaut 
und die sozialpolitische Koordinie-
rung gestärkt werden. Der Euro-
päische Stabilitätsmechanismus 
ist zu einem Europäischen Wäh-
rungsfonds (EWF) unter Kontrolle 
des EPs auszubauen.  

Für eine solidarische und 
humane Flüchtlings- und 

Migrationspolitik
Die Verantwortung für die Auf-
nahme Schutzsuchender darf 
nicht vor die Grenzen Europas 
abgeschoben werden. Wir for-
dern faire und rechtsstaatliche 
Asylverfahren, den Ausbau legaler 
Zugangswege nach Europa und 
Ausbau und Unterstützung der 
Seenotrettung. Wir fordern von 
den EP-Abgeordneten sich dafür 
einzusetzen, dass alle europä-
ischen Einrichtungen und Dienste 
verpflichtet werden, im Rahmen 
ihrer Kompetenzen und Möglich-
keiten Flüchtlinge zu unterstützen 
und Migrant*innen Zugänge zu 
Bildung und Arbeit zu eröffnen.

Internationale 
Zusammenarbeit für 

Frieden und Verständigung
Die EU ist mehr denn je gefragt, die 
Auswirkungen der eigenen Politik 
auf andere Länder zu berücksichti-
gen. Es geht um Fragen des Klima-
schutzes und effizienter Ressour-
cennutzung, um Handel, Steuern, 
Ernährung und Migration. Die EU 
muss ihren Beitrag dazu leisten, 
die 17 Ziele der Agenda 2030 der 
Vereinten Nationen zu verwirkli-
chen. Die Internationale Erklärung 
der Menschenrechte und die Pakte 
über bürgerliche und politische 
Rechte sowie über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte müs-
sen gleichberechtigt als Verpflich-
tungen begriffen werden.
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erschien es unangemessen, der neoli-
beralen Politik auf europäischer Ebene 
nichts entgegenzusetzen. Vor dem 
Hintergrund der europäischen Auste-
ritätspolitik wurde für den Paritä-
tischen klar: Es braucht eine Beschluss-
lage, die es dem Verband erlaubt, sich 
in die europäische Politik einzu-
mischen – und für ein soziales und 
demokratisches Europa zu kämpfen. 
Das leistet das neue Grundsatzpapier: 
Es ermöglicht dem Paritätischen und 
seinen Mitgliedsorganisationen nicht 
nur in Deutschland, sondern auch in 
Europa Haltung zu zeigen.
Angesichts einer wiedererstarkenden 
Rechten kommt dieser europapoli-
tischen Neuausrichtung auch im 
Kampf gegen Nationalisten und 
Rechtsextreme besondere Bedeutung 
zu. Nicht nur in Deutschland sehen 
sich diejenigen im Aufwind, die Hass 
und Ressentiments gegen Geflüchtete 
und Minderheiten schüren,  den 
Rechtsstaat und unabhängige Gerichte 
angreifen, Menschenrechte einschrän-
ken und das Asylrecht abschaffen wol-
len. Vor diesem Hintergrund haben 
viele Mitgliedsorganisationen in den 
letzten Jahren verstärkt dafür gewor-
ben, die Paritätischen Werte offensiver 
zu verteidigen. In der Folge wurden 
Grundsätze und Werte des Verbandes 
intensiv diskutiert: Was heißt es aktu-
ell für das Paritätische Fundament – 
die Gleichwertigkeit aller Menschen – 
einzustehen? Die Antwort fiel klar und 
deutlich aus: Als Paritäter*in gilt es, 
die Menschenrechte stark zu machen 
und zu verteidigen. Das neue europa-
politische Grundsatzpapier schafft die 
Grundlage, dieser Überzeugung über 
die Grenzen Deutschlands hinweg 
Rechnung zu tragen. Haltung zeigen 
in Europa – das ist bitter notwendig. 

Ulrich Schneider 
ist Hauptgeschäftsführer 

beim Paritätischen Gesamtverband
Wiebke Schröder ist Referentin für 

übergreifende Fachfragen 

Ein Europa für Alle: Deine 
Stimme gegen Nationalismus!

Nicht nur in Deutschland sehen sich die-
jenigen im Aufwind, die Hass und Res-
sentiments gegen Geflüchtete und Min-
derheiten schüren, Menschenrechte 
einschränken und das Asylrecht abschaf-
fen wollen. Nationalisten und Rechtsex-
treme erstarken in ganz Europa. Und 
sie drohen ihre Macht weiter auszubau-
en: Zwischen dem 23. und 26. Mai wäh-
len die Bürger*innen der EU-Mitglied-
staaten das Europäische Parlament neu. 
Die rechten Kräfte hoffen, mit so vielen 
Abgeordneten wie noch nie in das Euro-
päische Parlament einzuziehen. Soll ihr 
Vormarsch gestoppt werden, braucht es 
Kräfte, die sich ihnen entschlossen ent-
gegenstellen. Gemeinsam mit einem 
breiten zivilgesellschaftlichen Bündnis 
ruft der Paritätische zu Großdemonstra-
tionen in mehreren Städten auf – am 19. 
Mai, unmittelbar vor den Europawahlen. 
Gemeinsam streitet das Bündnis für die 
Vision eines Europas, das Humanität 
und Menschenrechte verteidigt, und für 
Demokratie, Vielfalt und Meinungsfrei-
heit steht. Ein Europa, das soziale Ge-
rechtigkeit garantiert und einen grund-
legenden ökologischen Wandel und die 
Lösung der Klimakrise vorantreibt. Es ist 
Zeit Haltung zu zeigen: Für ein demo-
kratisches und solidarisches Europa!

Mehr Infos: www.paritaet.org

In einem jüngst verabschiedeten 
Grundsatzpapier fordert der Paritä-
tische ein neues Leitbild für ein so-

ziales und demokratisches Europa – 
ein Europa, das seinen Fokus von den 
wirtschaftlichen Freiheiten auf die 
Verantwortung für die Menschen 
lenkt. Der Paritätische bekennt sich 
klar zum Ziel eines gemeinsamen eu-
ropäischen Raums der Freiheit, Solida-
rität, Teilhabe und der Rechtsstaatlich-
keit. Aus Sicht des Paritätischen muss 
sich das vereinte Europa ambitionierten 
sozialpolitischen Zielen verschreiben. 
Es braucht eine positive Vision einer 
Gemeinschaft, die danach strebt, die 
Lebensbedingungen der Menschen in 
Europa so zu gestalten, dass alle Men-
schen in Europa frei von Existenzäng-
sten leben können und ihre volle, wirk-
same und gleichberechtigte Teilhabe 
an der Gesellschaft ermöglicht wird. 
Für den Paritätischen bedeutet die 
neue europapolitische Positionierung 
einen Kurswechsel. Bisher hat sich der 
Verband vor allem dafür eingesetzt, die 
Zuständigkeit für Sozialpolitik bei den 
Nationalstaaten zu halten, um eine Ab-
wärtsspirale bei den sozialen Stan-
dards zu verhindern. Den entschei-
denden Anstoß, diese defensive Stel-
lung zur EU zu überdenken, gab die 
desaströse Sparpolitik, die die EU 2010 
unter deutscher Hegemonie einleitete. 
Mit harten Sparmaßnahmen sollte die 
Eurokrise überwunden werden. Die 
Opfer dieser neoliberalen Krisenbewäl-
tigung waren  die Bevölkerungen in 
Griechenland, Irland, Portugal, Spani-
en und Italien. Viele  mussten  erheb-
liche Einkommenseinbußen hinneh-
men, Sozialleistungen wurden massiv 
gekürzt, die Arbeitslosigkeit stieg teils 
dramatisch an. Eine ganze Generation 
junger Erwachsener sah sich ihrer 
Hoffnung auf eine gute Zukunft be-
raubt. Für einen Verband, der sich die 
Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung auf die Fahnen schreibt, 
dessen Mitgliedsorganisationen zahl-
reiche EU-weite Projekte verantworten, 

Haltung zeigen in Europa.
Hintergründe und Bedeutung des neuen Grundsatzpapiers: Mehr Soziales in Europa

Demos am 19. Mai 2019
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Ein breites Bündnis von über 150 
europäischen Organisationen, 
Gewerkschaften und sozialen 

Bewegungen hat im Januar die Kam-
pagne „Menschenrechte schützen – 
Konzernklagen stoppen“ mit einer 
Petition gestartet. 

Der Paritätische unterstützt die Kam-
pagne für gesetzliche Rechenschafts-
pflichten von Konzernen und gegen 
Investor-Staat-Schiedsgerichte (ISDS), 
einem parallelen, einseitigen und un-
fairen Justizsystem für Konzerne. 
Handelsabkommen wie das zwischen 
der EU und Kanada ausgehandelte 
CETA ermöglichen Konzernen Zu-
gang zu diesen speziellen Schiedsge-
richten. 

Sie erlauben es Konzernen Regie-
rungen zu verklagen, wenn diese zum 

Beispiel Umwelt-, Verbraucher- oder 
Arbeitnehmerrechte stärken wollen. 
Diese Paralleljustiz für Konzerne un-
tergräbt eine gemeinwohlorientierte 
Politik in Europa und im globalen Sü-
den.

“Es kann nicht sein, dass Konzerne 
von einem privaten globalen Justizsy-

stem profitieren, während viele Be-
troffene von Menschenrechtsverstö-
ßen durch Konzerne keine Möglich-
keit haben, zu ihrem Recht zu kom-
men”, so Ulrich Schneider. 

Das Bündnis fordert ein Ende der 
Sonderrechte für Konzerne und ein 
internationales Abkommen, um Kon-
zerne für Menschenrechtsverstöße 
zur Rechenschaft zu ziehen und Be-
troffenen Zugang zur Justiz zu ge-
währleisten. Gut eine Woche nach 
Start der Kampagne hatten bereits 
mehr als 290.000 Menschen die Peti-
tion unterzeichnet.

Auf der Seite des Bündnisses können 
auch Sie sich beteiligen:

stopisds.org/de/aktion/

Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen! 
Paritätischer unterstützt europaweite Kampagne



8 www.der-paritaetische.de 2 | 2019

übergeben oder aber in zentralen La-
gern in einzelnen europäischen Län-
dern unterbringen. Diese Pläne – so  
scheint es – sind gescheitert: Es findet 
sich bisher in Europa kein Land, welches 
bereit wäre, als zentrale Anlaufstelle die 
im Mittelmeer Geretteten aufzuneh-
men – und sie dann innerhalb der EU 
zu verteilen. Und es findet sich erst 
recht kein Staat auf dem afrikanischen 
Kontinent, der bereit wäre eine „Aus-
schiffungsplattform“ anzubieten, zu 
welcher die im Mittelmeer Geretteten 
zurückgebracht werden sollen.

Gescheitert ist auch das seit mehreren 
Jahren praktizierte „Hotspot Konzept“ an 
europäischen Außengrenzen. Auch drei 
Jahre nach dem EU-Türkei-Deal ist die 
Situation in den Hotspots auf den griechi-
schen Inseln für die Asylsuchenden kata-
strophal – und das, obwohl Finanzmittel 
in erheblichem Umfang zur Verfügung 
gestellt wurden. Die bisherigen Erfah-
rungen haben deutlich gemacht, dass in 
solchen Lagern an den Außengrenzen 
Europas die Betroffen häufig über Jahre 
hinweg unter elenden Bedingungen le-
ben müssen und dass dort auch kein Zu-

„Desperate Journeys“ so betitelt der 
UN Hochkommissar für Flüchtlinge 
(UNHCR) seinen Bericht über Flücht-
linge und Migranten, die im vergange-
nen Jahr versucht haben, nach Europa 
zu kommen. Rund 140.000 Menschen 
sind 2018 über das Mittelmeer nach 
Europa geflohen, ein deutlicher Rück-
gang gegenüber den Vorjahren. Min-
destens 2.300  von ihnen sind auf die-
sem Weg ums Leben gekommen – es 
ertranken also durchschnittlich sechs 
Personen pro Tag! Andere wurden be-
reits kurz nach ihrer Abreise von der 
libyschen Küstenwache aufgriffen. Sie 
landen dann in der Regel erneut in von 
Milizen betriebenen Lagern, wo sie 
unter erbärmlichen Bedingungen le-
ben – oder sich freikaufen – müssen. 
Hier sind Folter und Misshandlungen 
an der Tagesordnung und selbst das 
Auswärtige Amt spricht von „KZ-ähn-
lichen Zuständen“. Die libyschen „See-
notretter“ und die Milizen, die die La-
ger betreiben, sind, so hat es kürzlich 
auch die italienische Staatsanwalt-
schaft festgestellt, nicht selten iden-
tisch. Das hält die EU bedauerlicher-
weise aber nicht davon ab, mit diesem 
„Regime“ eng zu kooperieren und es 
zu finanzieren.

Die EU hat in den vergangenen Jahren 
mit einer Vielzahl von Maßnahmen 
auf den Anstieg der Flüchtlingszahlen 
reagiert. Dazu gehören auch eine Ein-
schränkung der staatlichen Seenotret-
tung und nun auch eine nahezu voll-
ständige Behinderung der von ver-
schiedenen zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen betriebenen Seenotret-
tung. Diese Vorgehensweise ist weder 
mit den völkerrechtlichen noch den 
humanitären Verpflichtungen Euro-
pas vereinbar.

Gewiss: auch in Zeiten, in denen es 
eine intensivere europäische See- 
notrettung (insbesondere die großan-
gelegte Seenotrettungsaktion „mare 
nostrum“ der italienischen Marine) 

Europäische Asylpolitik

gab, sind viele Menschen im Mittel-
meer ertrunken. Langfristiges Ziel 
kann es daher nicht sein, einen Zu-
stand aufrecht zu erhalten, der weiter-
hin zehntausende Menschen zwingt, 
über das Mittelmeer zu fliehen. Aber 
man rettet niemanden, indem man die 
Seenotrettung einstellt und behindert. 
Eine erste Forderung muss es sein, 
dass sich die europäischen Staaten 
schleunigst wieder an einer effektiven 
Seenotrettung beteiligen, für die im 
Mittelmeer Geretteten Verantwortung 
übernehmen und ihnen in Europa Zu-
gang zu einem fairen Asylverfahren 
ermöglichen. Diese Aufgabe darf man 
freilich nicht nur den Mittelmeer-An-
rainerstaaten aufbürden, es bedarf 
vielmehr einer solidarischen Regelung 
hinsichtlich der Verteilung der im Mit-
telmeer Geretteten.

Zentrale Anlaufstelle für Gerettete fehlt
Mitte 2018 hatte die EU Kommission 
andere Überlegungen vorgestellt, was 
künftig mit im Mittelmeer Geretteten 
geschehen solle. Man wollte die Betrof-
fenen entweder in „Ausschiffungsplatt-
formen“ an nordafrikanische Länder 
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gang zu einem fairen und effektiven Asy-
lerfahren gewährleistet werden kann.
Es macht angesichts der bisherigen Er-
fahrungen daher keinen Sinn,  weiter 
an solchen „Hotspot“-Modellen festzu-
halten. Zielführender ist es, die Asylsu-
chenden nach der Ankunft in einem 
europäischen Land zügig auf die ver-
schiedenen EU Mitgliedstaaten zu ver-
teilen. Ein starres Verteilungssystem, 
in das alle EU Staaten einbezogen wer-
den, wird es in absehbarer Zeit nicht 
geben. Es scheitert am Widerstand ver-
schiedener europäischer Staaten. Es 
scheitert aber auch, wenn dabei nicht 
auch die Perspektiven der Flüchtlinge 
in stärkerem Maße berücksichtigt wer-
den. Ein wichtiger Schritt in diese 
Richtung wäre es, wenn anerkannten 
Flüchtlingen in der EU das Recht auf 
Freizügigkeit eingeräumt würde.

Fokussierung auf Kontrolle der Außen-
grenzen
Solange man in der zentralen Frage, 
wie die Asylsuchenden in der EU zu 
verteilen sind, keine Einigung erzielt 
hat, sind auch die sonstigen Überle-
gungen hinsichtlich einer Neufassung 
des Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems (GEAS) auf Eis gelegt. Ein 
Durchbruch noch vor der Wahl des 
Europäischen Parlaments im Mai er-
scheint unrealistisch. Mindestens 
neun Entwürfe für eine Neuregelung 
des Europäischen Asylsystems liegen 
auf dem Tisch, die nicht nur auf eine 
stärkere Angleichung der europä-
ischen Asylpolitik abzielen, sondern 
vor allem auf eine stärkere Kontrolle 
der Außengrenzen und eine Auslage-
rung des Flüchtlingsschutzes und der 
Migrationskontrolle. 

Insbesondere die Sicherung der Au-
ßengrenzen und die Reduzierung der 
Zahl der Europa erreichenden Schutz-
suchenden stellt den kleinsten gemein-
samen Nenner  der europäischen Asyl-
politik dar. Und diese Politik ist erfolg-
reich, wie man an den stark rückläu-
figen Zahlen Asylsuchender in Europa 
erkennen kann. Gut 600.000 waren es 
2018, ein Rückgang von 50 Prozent ge-
genüber dem Jahr 2015. Dass viele der 
Geflüchteten vor Krieg, Bürgerkrieg 
oder Verfolgung geflohen sind, wird 

Verweis auf legale Zugangswege läuft 
also häufig – leider – ins Leere.
Es gibt – nach wie vor – in vielen Län-
dern Europas eine starke Zivilgesell-
schaft, die sich für die Rechte geflüch-
teter Menschen einsetzt und konkrete 
Hilfe für sie organisiert. Es gibt auch 
immer mehr Kommunen, die sich be-
reit erklären, zusätzlich Flüchtlinge 
aufzunehmen, Eine Aufgabe für die 
Zukunft wird es sein, diese europä-
ische Zivilgesellschaft mehr zu bün-
deln, damit sie stärkeren Einfluss auf 
die zukünftige Ausgestaltung der eu-
ropäischen Flüchtlingspolitik nehmen 
kann. Dabei sollte sie auch die europä-
ische Politik der „Fluchtursachenbe-
kämpfung“ in den Blick nehmen. Un-
ter dieser Überschrift fördert die EU 
derzeit eine Fülle von Maßnahmen 
und Projekten. Aber dienen die Pro-
jekte tatsächlich vorrangig der Flucht-
ursachenbekämpfung oder eher der 
Migrationssteuerung? Eine europä-
ische Politik, die darauf abzielt, durch 
frühzeitige Abschottung und Ausbau 
der Kontrollen in den afrikanischen 
Ländern die Mobilität innerhalb Afri-
kas einzuschränken, stünde im Wider-
spruch zu den Zielen, die sich die Afri-
kanischen Staaten in der Agenda 2063 
gegeben haben. Dort wird gerade in 
der Förderung der Bevölkerungsmobi-
lität ein zentrales Mittel für den wirt-
schaftlichen Aufschwung der afrika-
nischen Länder gesehen.

Harald Löhlein ist Leiter 
der Abteilung Migration 

und internationale Kooperation 
beim Paritätischen Gesamtverband

schon aus der Liste der Haupther-
kunftsländer ersichtlich: Syrien, Irak, 
Iran, Afghanistan, Pakistan.

Der große Wunsch nach einem gesteu-
erten Verfahren
Bei der Weiterentwicklung der europä-
ischen Asylpolitik geht es im Kern 
auch um die Zukunft des individuellen 
Asylrechts. Soll es dieses perspekti-
visch noch geben, oder soll es durch 
ein Gnadenrecht ersetzt werden, 
welches es ins Belieben der EU- Staa-
ten stellt, wie viele Flüchtlinge sie auf-
nehmen wollen („Obergrenze“)? Dass 
es besser ist, wenn Flüchtlinge die 
Möglichkeit haben, im Rahmen von 
humanitären Aufnahmeprogrammen, 
Resettlementprogrammen, mit huma-
nitären Visa oder im Rahmen der Fa-
milienzusammenführung nach Euro-
pa zu kommen, als wenn sie sich der 
gefahrvollen, oft tödlichen Reise über 
das Mittelmeer aussetzen, ist offen-
sichtlich. Das darf aber keine Rechtfer-
tigung sein, all denen, die außerhalb 
solcher geregelter Verfahren an die eu-
ropäischen Grenzen gelangen, den Zu-
gang zu einem Asylverfahren zu ver-
wehren. Das ist ein klarer Verstoß ge-
gen das völkerrechtlich verbriefte „Re-
foulementverbot“, das verbietet, 
Schutzsuchende in Staaten zurückzu-
weisen, in den ihnen Verfolgung, Fol-
ter oder andere schwerwiegende Men-
schenrechtsverletzungen drohen.

Zudem ist festzuhalten, dass die oft-
mals geforderten „legalen Zugangs-
wege bisher doch nur in geringem 
Umfang existieren. Weltweit hat der 
UNHCR einen Neuansiedlungsbedarf 
für 1,4 Millionen Flüchtlinge angemel-
det – die EU hat 34.000 Plätze zur Ver-
fügung gestellt. Die Möglichkeiten der 
legalen Einreise für Familienangehöri-
ge von subsidiär Geschützten wurden 
gerade eingeschränkt. Humanitäre 
Visa – die Möglichkeit etwa der Asylan-
tragstellung bei einer deutschen Bot-
schaft, gibt es nicht. Und wie man an 
der aktuellen Diskussion um das Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz erleben 
kann, ist hierzulande die Bereitschaft, 
geringqualifizierte Personen aus Dritt-
staaten, etwa zum Zwecke der Ausbil-
dung einreisen zu lassen, gering. Der 
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Herr Prof. Dr. Hacker, „Die europäische 
Säule sozialer Rechte (ESSR) soll neue und 
wirksamere Rechte für die Bürgerinnen 
und Bürger gewährleisten“, so heißt es auf 
der Homepage der Europäischen Kommis-
sion. Wird sie diesem Anspruch gerecht? 

Derzeit leider nicht. Was 2017 groß als 
„soziale Rechte“ proklamiert wurde, ist 
nicht Bestandteil des europäischen Pri-
märrechts und für die Bürgerinnen und 
Bürger nirgendwo einklagbar. Es sind 
vielmehr 20 Grundsätze zur Sozialpoli-
tik aufgeschrieben worden, auf die sich 
alle Mitgliedstaaten verständigen konn-
ten: vom lebenslangen Lernen über ge-
rechte Entlohnung bis zu angemes-
senen Rentenleistungen. Das darf man 
nicht zu gering schätzen, schließlich 
sind die Wohlfahrtsstaaten in der EU 
sehr unterschiedlich organisiert.

Doch mit rein deklatorischen Rechten 
kann sich das Soziale Europa nur im 
Schneckentempo entwickeln und wird 
weiter unter der Dominanz der Wirt-
schaftsintegration leiden. Das zeigt 
sich auch in der faktisch nicht existie-
renden politischen Debatte um die 
Säule sozialer Rechte in Deutschland: 
Wo das Land im wirtschaftlichen Wett-
bewerb mit anderen Staaten steht, ist 
ständiges Thema in der Öffentlichkeit. 
Dagegen ist die relative soziale Lage 
ein Nischenthema für Expertinnen 
und Experten.

Drei Fragen an Prof. Dr. Björn 
Hacker zur Europäischen Säule 
sozialer Rechte

Prof. Dr. Björn Hacker ist Professor für Wirtschaftspolitik. Er lehrt seit 2014 an 
der Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTW) in Berlin. 2010 schloss er 
seine Promotion über das europäische Sozialsystem ab. Zu seinen Arbeits- und 
Forschungsschwerpunkten gehören die europäische Wirtschafts- und Währungsu-
nion, ökonomische und politische Integrationsprozesse, Transformation von Wohl-
fahrtsstaaten, soziale Dimension der EU und Makroökonomie. Eine Besprechnung 
seines aktuellen Buches „Weniger Staat, mehr Politik“ findet sich in dieser Ausgabe 
auf Seite 32.

Wenn Sie konkret eine Sache an der euro-
päischen Säule sozialer Rechte ändern 
könnten: Was wäre das? 

Die wohlklingenden Formulierungen 
über „angemessenen“ Sozialschutz 
müssten mit Mindeststandards und 
Zielwerten konkretisiert und in einem 
Sozialprotokoll zum Vertrag von Lissa-
bon verbindlich gemacht werden. Heu-
te vergleicht die Europäische Kommis-
sion zwischen den Mitgliedstaaten ein 
Set an Indikatoren, das die Umsetzung 
der Säule sozialer Rechte messen soll. 
Dieses „Soziale Scoreboard“ ist ein An-
fang, doch ohne quantifizierbare poli-
tische Ziele verpufft die Wirkung. 
Ideen für die praktische Umsetzung 
wären etwa eine Mindestlohnnorm bei 
60 Prozent des jeweiligen nationalen 
Medianlohns, ein Rahmen für existenz-
sichernde Grundsicherungssysteme in 
Abhängigkeit der nationalen Armuts-
gefährdungsquote oder ein Korridor 
für Sozialschutzausgaben pro Kopf 
entsprechend der langfristigen Ent-
wicklung des Bruttoinlandsprodukts.

Wichtig dabei ist: es geht nicht um den 
Bau eines einheitlichen Sozialsystems, 
sondern um Verhinderung von Soziald-
umping und Befeuerung sozialer Auf-
wärtskonvergenz. Statt „one-size-fits-all“-
Zielen benötigen wir einen sozialen Rah-
men in Europa, der sich an nationalen 
Größen und Bedürfnissen orientiert.

Was wäre nötig, um das Soziale in Europa 
insgesamt zu stärken?  

Trotz aller Unterschiede in der Organi-
sation des Sozialschutzes in den Mit-
gliedstaaten existiert ein europäischer 
Konsens über einen interventionsfä-
higen und regulierenden Staat, die Ab-
sicherung der großen Lebensrisiken 
und die Vermeidung von Armut über 
auf Steuern und Beiträgen beruhenden 
Sozialsystemen. Wir müssen dies so 
umrissene Europäische Sozialmodell 
wieder stärker als ureigenes Erfolgspro-
dukt betrachten. Es zu schützen und 
stark zu machen im Umgang mit Glo-
balisierung, Digitalisierung und neuen 
gesellschaftlichen Herausforderungen 
sollte ein zentrales Anliegen der EU 
werden.

Die Säule sozialer Rechte spricht rich-
tige Themen an, doch ein Soziales Eu-
ropa erfordert konkrete politische Ge-
staltung. Im Binnenmarkt und der 
Währungsunion heißt dies, der Markt-
gläubigkeit einen regulierenden Rah-
men entgegen zu stellen. Im europä-
ischen Wettbewerb sollen sich die Un-
ternehmen behaupten, nicht die Wohl-
fahrtsstaaten auseinanderdividieren.

Die Fragen stellte Philipp Meinert
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Um 8.20 Uhr standen alle 70 im 
Planerladen bei Gamze 
Çalışkan auf der Matte: Das 

Ordnungsamt hatte eines der Dort-
munder Problemhäuser in der Nord-
stadt geräumt. Somit wurden viele ob-
dachlos. „Darunter Schwangere und 
viele Kinder“, erinnert sich Çalışkan. 
Die Sozialarbeiterin und ihre Kollegen 
vom Planerladen vermittelten: beglei-
teten die Betroffenen zum Mieterver-
ein und zum Sozialamt.

Seit 1982 gibt es den Planerladen in der 
Dortmunder Nordstadt. Die Arbeit des 
Vereins zielt auf die Verbesserung der 
Wohn- und Lebensbedingungen der 
Anwohner ab. Die Mitarbeiter, oftmals 
mit Migrationshintergrund, planen 
Veranstaltungen, klären auf und bera-
ten ihre Klienten zu ihren Problemen. 
Wie an jenem Morgen, als Gamze 
Çalışkan und ihre Kollegen 70 Men-
schen vor der Obdachlosigkeit bewah-
ren mussten.

Der Bulgare Hasan Naskow war einer 
von ihnen, seine Frau hochschwanger. 
Zusammen mit 68 anderen lebten sie 
auf engstem Raum, ein Matratzenla-
ger. Er erinnert sich: Überall lagen Sa-
chen, Schuhe, Strümpfe herum, „es 
war ekelig“. „Das ist ein Geschäft für 
die Vermieter“, weiß Çalışkan vom Pla-
nerladen und rechnet vor: Von jedem 
Mieter wurden 350 Euro kassiert, dabei 
lebten vier bis fünf Personen zusam-
men in einem Zimmer bei vier Woh-
nungen. Auch in der Küche und dem 
Flur. Viel Geld für die Vermieter, aber 
die baulichen und hygienische Zustän-
de – katastrophal.

Zirka 100 dieser „Ekelhäuser“ zählte die 
Nordstadt 2007. „Als Folge schlechter 
Bewirtschaftung und spekulativer Vor-

gänge standen die Häuser schon länger 
leer und verwahrlosten“, erklärt ein Mit-
begründer des Planerladens, Reiner 
Staubach. Zirka 4.300 Menschen, mehr 
als 50 Prozent der Zugewanderten aus 
Bulgarien und Rumänien in Dort-
mund, sind in der Nordstadt unterge-
kommen. „Zuwanderer aus bestimm-
ten Regionen verteilen sich scheinbar 
selbstselektiv auf bestimmte Ankunfts-
stadtteile, weil die Erstankömmlinge 
durch Informationen aus erster Hand 
den Nachzüglern Orientierungshilfe 
liefern“, erklärt der Stadtplaner.

Keine Chancen auf dem normalen Woh-
nungsmarkt
Die Mallinckrodtstraße im Quartier 
Nordmarkt ist bekannt dafür, dass hier 
Bulgaren und Rumänen zusammen-
kommen. Betroffene Gebäude sind 
schnell zu finden, Klingelschilder nur 
schlecht oder unkenntlich beschriftet, 
mehrere Namen übereinanderge-
schrieben. „Da bekommen die oft Är-

ger mit den Ämtern wegen der Melde-
pflicht, die begreifen die Wichtigkeit 
von Klingelschildern erst, wenn ernste 
Probleme da sind“, erklärt Sozialarbei-
terin Gamze Çalışkan bei einem Rund-
gang. Heruntergelassene Jalousien ver-
dreckt und durchlöchert, ein Blick ins 
Haus zeigt zerstörte Briefkästen. Für 
viele Neuzuwanderer würden die he-
runtergekommenen Gebäude dabei 
die letzte Zufluchtsmöglichkeit dar-
stellen, denn auf dem normalen Woh-
nungsmarkt hätten sie kaum Chancen.

„Es ist sehr schwierig eine Wohnung 
und Arbeit zu finden“, weiß Çalışkan. 
Auch auf dem Arbeitsmarkt werde die 
Lage der Zuwanderer ausgenutzt: „Kei-
ner von denen bekommt Mindestlohn.“ 
Die Profiteure arbeiten mit unrechten 
Mitteln: Im Planerladen haben die Mit-
arbeiter schon viele unzulässige Ar-
beits- und Mietverträge gesehen. So 
verlangten Vermieter hohe Transakti-
onskosten, nicht wenige Neuzuwande-
rer müssten eine Art Provision an 
Wohnungsbesitzer bezahlen. Normale 
Wohnungen seien schwer zu bekom-
men, viele Besitzer würden offen zuge-
ben, dass sie nicht an Bulgaren vermie-
ten. „Es gibt viel Diskriminierung“, 
sagt Çalışkan.

Die „Problemhäuser“ in 
der Nordstadt sind 
schnell zu finden: Der 
Hauseingang zeigt einen 
Blick ins Innere, Brief-
kästen sind zerstört, der 
Zusand der Fassaden ist 
katastrophal.

Der Geruch von Armut 
Das Quartier Dortmunder Nordmarkt ist oftmals erste Anlaufstelle von Neuein-
wanderern aus Rumänien und Bulgarien. Weil viele keine Chance in ihren Heimat-
ländern sehen, suchen sie ihr Glück in Deutschland. Das Team des Planerladens 
nimmt sich ihnen an und hilft bei der Suche nach Arbeit und Wohnungen. Ein 
schwieriges Unterfangen, wissen die Mitarbeiter. 
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Die Mehrheit der bulgarischen und ru-
mänischen Neuzuwanderer in der 
Nordmarkt gehöre den Rom-Völkern an 
und damit zu der größten Minderheit 
Europas – laut EU-Kommission zur 
stärksten diskriminierten Gruppe. 
Nach Stadtplaner Staubach leiden die 
Roma zudem am meisten unter rassi-
stisch motivierten Straftaten sowie un-
ter sozialer Ausgrenzung und Verelen-
dung. Die Integration des Wandervolks 
kommt in den EU-Mitgliedstaaten eines 
kürzlich veröffentlichten Berichts der 
EU-Kommission nur schleppend voran, 
trotz EU- Vorgaben zur Integration der 
Roma. Auch in Dortmund stoße laut 
der Mitarbeiter das Volk auf Vorurteile 
und habe mit extremen Ungleichbe-
handlungen zu kämpfen.

Bestehende Systeme funktionieren nicht
Ein Zimmer, viele Betten, ein Couch-
tisch in der Mitte. Monatelang hat die 
Sozialarbeiterin Çalışkan noch daran 
gedacht und den Geruch in der Nase. 
Am Tisch kochte eine Mutter einer 
fünfköpfigen Familie das Essen auf ei-
ner elektrischen Pizzapan. Ein Gerät 
für alles, ein Raum für alle, zum Schla-
fen, waschen, leben und essen. „Dieser 
Essensgeruch, der in der Wohnung 
hing, das war der Geruch von Armut“, 
das mit anzusehen und wenig tun zu 
können, das habe ihr so wehgetan.

Sie ist müde: Çalışkan wäre froh, wenn 
bereits bestehende Systeme funktio-
nieren würden. „Dafür kämpfen wir“, 
sagt sie. Vieles ihrer Arbeit hätte mit 
Formalitäten vom Jobcenter und Fami-
lienkasse zu tun, Miet- oder Arbeits-
verträge prüfen, aufklären. „Einiges 
hat sich schon getan“, meint sie. Seit 
2011 agieren im Dortmunder „Netz-
werk EU-Armutszuwanderung“ unter 
der Federführung des Sozialdezernats 
Wohlfahrtverbände und andere lokale 
Akteure.

Im Stadtteil sind die Helfer präsent, 
das Ordnungsamt hat ein „Fallma-
nagement Problemhäuser“ eingerich-
tet und befindet sich mit einem Büro 
an der Mallinckrodtstraße. Der Planer-
laden ist an mehreren Standorten mit 
Ladenlokalen oder Büros vor Ort, an 
vielen Stellen kann man Ladenlokale 

die richtige Richtung sei nun von der 
Stadt getan. Im Februar 2017 übertrug 
sie im Rahmen eines sozialen Bewirt-
schaftungsvertrags der Stiftung Sozi-
ale Stadt und der Grünbau GmbH die 
Aufgabe der Sicherung von 40 Wohn-
einheiten plus zwei Gewerbeeinheiten 
am Nordmarkt, die unter Zwangsver-
waltung standen und sicherte so den 
Bestand ohne Verdrängung der Be-
wohner.

An anderer Stelle gehen Räumungen 
weiter, ohne dass Vorsorge geleistet 
wird. Nach der Hausräumung von Ha-
san Naskow kamen einige der Bewoh-
ner in Übergangsheimen unter, einige 
gingen nach Bulgarien zurück. Auch 
Naskow wurde nahegelegt, in sein Hei-
matland zurückzukehren, obwohl er 
eine sozialabgabenpflichtige Beschäfti-
gung hat. Da übernachtete Naskow 
drei Monate lang in bulgarischen Ca-
fés, seine schwangere Frau nutzte eine 
Rückkehrhilfe und gebar das Kind in 
der alten Heimat, bevor sie wieder zu 
ihrem Mann stieß.

Annabell Fugmann

Gamze Çalışkan vom  
Planungsladen zeigt auf ein 

modernisiertes Haus im Quartier 
Nordmarkt, die Sozialarbeiterin 

wohnt selbst in der Gegend. 

Weitere Informationen unter:
www.planerladen.de

von Sozialdiensten entdecken. Laut 
EU-Kommission hat sich bei der Bil-
dung und Armutsbekämpfung die 
Lage der Roma in der EU zwar verbes-
sert, im Gesundheitsbereich und beim 
Zugang zu Beschäftigung und Woh-
nungen seien hingegen kaum Verbes-
serungen zu verzeichnen.

Sanierung kann zu Verdrängung führen
Nicht alle Ansätze greifen: In Dort-
mund wurden 2013 von der Dortmun-
der Gesellschaft für Wohnen mbH 
(DOGEWO21) 30 Problemimmobilien 
im Norden erworben. Mittels eines 
Fonds sollten die Gebäude instandge-
setzt werden. Die Akteure wurden 
2014 dafür mit dem Preis „Soziale 
Stadt“ ausgezeichnet.

Den Roma half es nicht: Bei der spä-
teren Belegung sollte eine andere Ziel-
gruppe angesprochen werden, um 
„eine Vermischung und Stabilisie-
rung“ zu gewährleisten und keine Nei-
der auszulösen, meint Planerladen-
Vorstandsmitglied Staubach. „Bei-
spiele aus Dortmund und Duisburg 
zeigen, dass die an sich begrüßens-
werte Sanierung von Problemhäusern 
zur Verdrängungsstrategie gerät.“ Das 
Problem wird verlagert.

Zahlreiche Veranstaltungen sowie 
Aufklärungsarbeit des Planerladens 
hätten Wirkung gezeigt: Ein Schritt in 
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Die Europäische Union steckt in 
der Krise. Das ist offenkundig. 
Der Umgang mit der Finanz-

markt- und Eurokrise führte vor allem 
im Süden Europas zu massiven sozia-
len Verwerfungen. Im Umgang mit 
Flüchtlingen versagen die europä-
ischen Regierungen und verweigern 
sich einer menschenrechtskompa-
tiblen Politik. Insbesondere aber ver-
sagt die Europäische Union bei dem 
Ziel, ein soziales Europa zu schaffen, 
welches allen Menschen in Europa er-
möglicht frei von Existenzängsten zu 
leben und gleichberechtigt an der Ge-
sellschaft teilzuhaben. Infolge der 
multiplen Krisen verliert die Europä-
ische Union zunehmend an Unterstüt-
zung in der Bevölkerung der Mitglieds-
länder. Der „Brexit“ – erstmals tritt ein 
Mitgliedsland aus der Union wieder 
aus – ist nur das deutlichste Zeichen 
des Vertrauensverlustes. Die erstar-
kenden rechten politischen Parteien 
propagieren eine Rückkehr zu Souve-
ränität der Nationalstaaten. 

Die Europäische Union braucht in die-
ser dramatischen Situation politische 
Ziele und Politiken, die den Mehrwert 
europäisches Zusammenarbeit sowohl 
symbolisieren als auch konkret erfahr-
bar machen. Das Netzwerk für eine 
europäische Mindestsicherung („Eu-
ropean Minimum Income Network“ 
– EMIN) macht ein Angebot für ein 
derartiges Ziel. EMIN ist ein informel-
les Netzwerk von Organisationen und 
Einzelpersonen auf EU- und nationaler 
Ebene, in dem sich auch der Paritäti-
sche engagiert, und wird vom Europä-
ischen Anti-Armuts-Netzwerk (EAPN) 
koordiniert. Die zentrale Forderung: 
Allen Menschen, die in Europa leben, 
soll ein würdiges Dasein garantiert 
werden. All die Menschen in Europa, 
die ihren lebensnotwendigen Bedarf 
nicht anderweitig decken können, sol-
len Zugang zu einer auskömmlichen 
Grundsicherung bekommen. Konkret 
schlägt das Netzwerk vor, dass eine Eu-
ropäische Richtlinie erlassen wird, die 

muss den nationalen Umständen ent-
sprechen – eine einheitliche Leistungs-
höhe für alle Mitgliedsländer scheint 
wenig sinnvoll, da der jeweilige natio-
nale Entwicklungsstand zu berücksich-
tigen ist – und ausreichend hoch sein, 
um das Ziel der Armutsvermeidung (zu-
mindest in der mittleren Perspektive) zu 
erreichen. Gerade an diesem letzten Kri-
terium scheitern die meisten Grundsi-
cherungssysteme: die Leistungen liegen 
regelmäßig deutlich unter der Armuts-
grenze. Dies gilt auch für die Grundsi-
cherungsleistungen in Deutschland, die 
im europäischen Vergleich eher unter-
durchschnittlich ausfallen. Eine Kritik, 
die der Paritätische gegenüber Hartz IV 
regelmäßig vorträgt. 

EMIN formuliert im Kern drei Qua-
litätsstandards, die durch eine Euro-
päische Richtlinie gesichert werden 
müssen: die Leistungen müssen ange-
messen hoch („adequate“), zugänglich 
(„accessible“) und ermöglichend („en-
abling“) sein. Diese Kriterien wären im 
Einzelnen weiter zu konkretisieren. Sie 
weisen aber einen Weg zu einem Euro-
pa, im dem die Menschen frei von Exis-
tenzängsten leben können. Dafür wirbt 
das Netzwerk durch verschiedenste 
Aktivitäten, im vergangenen Jahr bei-
spielsweise mit einer Info-Bustour 
durch ganz Europa (http://eminbus.
eu/bus-tour/). 

EMIN: Für eine garantierte 
Grundsicherung für alle – europaweit 

Dr. Andreas 
Aust ist Referent 

für Sozialpolitik 
in der Paritä-

tischen For-
schungsstelle.

Wer die Anliegen von EMIN un-
terstützen will, kann die laufende 
online Petition „Garantierte Min-
desteinkommen. Niemand verdient 
weniger, alle profitieren“ mitzeich-
nen. Siehe: www.emin-eu.net

alle Mitgliedsländer dazu verpflichtet 
soziale Grundsicherungssysteme zu 
etablieren und so auszubauen, dass 
sie gegen Armut und soziale Ausgren-
zung schützen. Das EMIN – Netzwerk 
spricht sich – um Missverständnisse zu 
vermeiden – nicht dafür aus, dass die 
Grundsicherung auf der europäischen 
Ebene angesiedelt wird; die Organisa-
tion und die Finanzierung der Grund-
sicherungssysteme verbleiben jeweils 
in nationaler Zuständigkeit. Wohl 
aber spricht sich das Netzwerk dafür 
aus, dass zentrale Ziele und Standards 
rechtlich verbindlich auf europäischer 
Ebene beschlossen und damit für alle 
Mitgliedsländer verbindlich werden. 

In politischen Willenserklärungen ist 
das Ziel der Sicherung des Existenz-
minimums schon seit langer Zeit auf 
europäischer Ebene etabliert. So hat in 
Fortführung der Ideen der UN-Men-
schenrechtserklärung der Europarat 
schon 1961 erklärt, dass „Jedermann“ 
das Recht auf Fürsorge hat, wenn er kei-
ne ausreichenden Mittel hat. Ähnliche 
Erklärungen finden sich auch in Be-
schlüssen der EU. Und die Europäische 
Union hat zuletzt 2017 in der  „Europäi-
schen Säule sozialer Rechte“ unter Num-
mer 14 formuliert, dass „jede Person, die 
nicht über ausreichende Mittel verfügt, 
(…) das Recht auf angemessene Grund-
sicherungsleistungen (hat), die ein wür-
devolles Leben ermöglichen (…).“ Doch 
es fehlt diesen Erklärungen die rechtli-
che Verbindlichkeit. Die Mitgliedslän-
der bleiben in der Ausgestaltung ihrer 
Grundsicherungssysteme frei. Die so-
ziale Wirklichkeit sieht daher häufig 
anders aus: Die Grundsicherung hilft 
zumeist nicht viel gegen Armut. Denn 
es wird etwa nicht verhindert, dass Län-
der gar keine landesweiten Grundsiche-
rungssysteme haben (bislang: Italien, 
Griechenland) oder bestimmte Perso-
nengruppen (wie z.B. junge Menschen 
in Frankreich oder auch Dänemark) 
komplett vom Leistungsbezug ausge-
schlossen werden. Zentrales Problem ist 
die Leistungshöhe. Die Leistungshöhe 
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fen in einem Café am Boxhagener 
Platz in Berlin-Friedrichshain.
Auch Maria Brand studierte, und zwar 
Germanistik, um die Verbindung in 
ihre deutsche Heimat aufrechterhalten 
zu können. Nach dem Abschluss 2009 
suchte sie ein Jahr lang nach Arbeit, 
bekam aber nur Angebote mit einem 
Stundenlohn für drei Euro. Letztend-
lich entschied sie sich für Berlin, arbei-
tete zwei Jahre im Start Up-Bereich 
und machte hier ihren Master in Medi-
en- und Kulturmanagement. Auch 
hier engagiert Maria sich für ihre 
Landsleute. Ihr Projekt, das sie mit 
Freunden betreibt, nennt sich Berlinx-
calling. Dabei handelt es sich um eine 
Webseite für griechischsprachige Men-
schen in Berlin. Auf www.berlinxcal-
ling.com können sich in erster Linie 
griechischsprachige Menschen, die 
neu in Berlin sind, über das kulturelle 
Leben in der Hauptstadt informieren. 
Dennoch ist Berlinxcalling mehr als 
eine reine Infoseite. „Der Hauptgrund, 
warum wir das gestartet haben, war 
der Abbau von Integrationsproble-
men.“ Auch Hilfestellungen für den 
Umgang mit Ämtern, bei der Woh-
nungssuche und der sehr speziellen 
deutschen Bürokratie sollen bald auf 
der Homepage zu finden sein. Maria 
merkte, dass immer mehr Leute kä-
men, die auch stets die gleichen Fragen 
hätten. „Entweder sagst du das jedem 

In der Folge musste Griechenland, 
um weiterhin Geld von der EU zu 
bekommen, sogenannte „Sparpa-

kete“ schnüren, deren Inhalt neben 
stärkerer Ahndung von Steuerflucht 
im Wesentlichen aus sozialen Ein-
schnitten bestand. Die Pakete enthiel-
ten die Anhebung des Rentenalters von 
65 auf 67 Jahre bei gleichzeitiger Sen-
kung des Rentenniveaus, Gehaltskür-
zungen im öffentlichen Sektor, Anhe-
bung der Mehrwertsteuer und Milliar-
denkürzungen im Gesundheitssystem, 
um nur einige Beispiele zu nennen. 
Und sie trafen natürlich zu allererst die 
einfache Bevölkerung. 
Viele Griechen emigrierten aus dem 
Land, in dem sie für sich keine Perspek-
tive sahen und suchten ihr Glück woan-
ders. Einige zog es auch nach Berlin 
und mit zwei von ihnen konnten wir 
uns über ihre Erfahrungen, Meinungen 
und Wünsche austauschen. Neben ih-
rem Status als Exil-Griechinnen in Ber-
lin haben sie noch etwas gemeinsam: 
Sie beide heißen Maria.
Maria Oikonomidou ist Sprecherin 
beim Forum der Migrantinnen und 
Migranten im Paritätischen Gesamt-
verband und arbeitet außerdem bei 
VIA, dem Verband für interkulturelle 
Arbeit (VIA) Regionalverband Berlin/
Brandenburg e.V., wo ich sie treffe.  
Maria kam 2011 nach Deutschland 
und bezeichnet sich selbst als „Kind 

Fast zehn Jahre ist es her, dass der griechische Ministerpräsident Gior-
gos Papandreou öffentlich erklärte, sein Land wäre so stark verschul-
det, dass es die Kredite aus eigener Kraft nicht mehr tilgen könnte. Die 
Schuldenlast lag bei 350 Milliarden Euro. Es war das, was als die „Grie-
chenland-Krise“ in die Geschichte eingehen wollte und deren Erschüt-
terungen man weit über die Landesgrenzen hinaus spürte. Die Europä-
ische Union reagierte hart, auch aus Angst um den Euro und die Stabi-
lität der Banken, die Griechenland über Jahrzehnte großzügige Kredite 
einräumte. Sie half Griechenland gemeinsam mit Internationalem Wäh-
rungsfonds (IWF) und der Europäischen Zentralbank (EZB) und for-
derte zugleich harte Einschnitte in der Ausgabenpolitik des Landes.

Die „Griechenlandkrise“:
Zwei Griechinnen berichten

der Krise.“ Die junge Frau hat zwei Ma-
sterabschlüsse, einen in Museologie 
und einen in Soziologie. In Griechen-
land arbeitete sie im Kulturbereich, 
also einer Branche, an der traditionell 
viel gespart wird und in der Krise erst 
recht. Hochqualifiziert aber ohne jegli-
che Perspektive verließ Maria ihre Hei-
mat Thessaloniki Richtung Deutsch-
land, lernte schnell Deutsch und be-
kam in Berlin eine Stelle bei einem 
griechischen Verein. Die Erfahrung 
war aber zunächst ernüchternd: „Die 
Menschen in der griechischen Com-
munity waren nicht gerade offen für 
neue Leute.“ Nach diversen anderen 
Jobs, unter anderem im Gastro-Be-
reich, landete sie 2016 beim VIA.
Die andere Maria heißt Brand mit 
Nachnamen. Im Gegensatz zu ihrer 
Namensvetterin hat die 33-Jährige, de-
ren Vater Deutscher und deren Mutter 
Griechin ist, bis zu ihrem zehnten Le-
bensjahr in Unterfranken gewohnt, 
bevor es nach Thessaloniki ging. Den 
Umzug von Deutschland nach Grie-
chenland empfand sie als Umzug in 
den Dauerurlaub: „Du musst dir das so 
vorstellen Wie die Deutschen Grie-
chenland kennen, so haben wir Grie-
chenkinder im Ausland das auch gese-
hen. Du bist einmal im Jahr in der 
Sonne am Strand dort. Die Idee, das 
das ganze Jahr zu haben war einfach 
phantastisch“, erklärt sie mir bei Tref-
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einzeln oder stellst es einmal auf eine 
Seite.“ Darüber hinaus befindet sich 
gerade ein Verein in Gründung.
Wie notwendig so eine Homepage ist, 
erlebte sie selbst. Allein die Eröffnung 
eines Kontos funktioniere hier völlig 
anders als in Griechenland. Trotz per-
fekter Deutschkenntnisse stieß Maria 
Brand anfangs in Deutschland auf 
Mauern. Wie soll es dann erst jeman-
dem gehen, der zum ersten Mal in 
Deutschland ist? Kulturelle Unter-
schiede beschreibt auch Maria Oikono-
midou, aber anderer Natur. Überstun-
den sind für sie vollkommen normal, 
auch wenn ihr Chef das nicht so gern 
sieht. „Aber ich mache das gern und 
ich frage auch nicht immer“, lacht sie.
Beide haben noch Verbindungen in 
ihre Heimat und spüren die Folgen der 
sogenannten Krise auch bei ihren 
Freunden: Maria Oikonomidou hat 
Freunde, die einen Doktortitel haben 
und gerade einmal 900 Euro Brutto 
verdienen. Maria Brand kennt viele, die 
mit Mitte 20 wieder zu ihren Eltern 
ziehen mussten, weil sie sich keine Un-
terkunft in der Stadt mehr leisten 
konnten. Ihre inzwischen wieder in 
Griechenland lebende Oma könnte nur 
von ihrer griechischen Rente kaum le-
ben und bezieht glücklicherweise noch 
etwas Rente aus Deutschland.
Selbstverständlich kommt auch ir-
gendwann das Gespräch auf die Poli-
tik. Maria Oikonomidou wirkt ange-
sichts der griechischen Politik ernüch-
tert: „Es ist egal, dass wir eine linke 
Regierung in Griechenland haben. Am 
Anfang haben das alle sehr positiv be-
trachtet. Die Hauptrolle spielt trotz-
dem die Europäische Union.“ Sie wün-
sche sich, „dass mehr Menschen in 
Griechenland in die Politik gehen, die 
nicht nur eine Meinung haben, son-
dern diese auch nach außen vertreten 

beeren sind groß, die Enttäuschung 
dementsprechend. „Griechen sind was 
das betrifft von Null auf 100. Das ist 
unser Retter, heißt es dann. Griechi-
scher Pathos, sage ich da.“ Maria sieht 
mit ihrem auch deutschen Blick nüch-
terner auf Politiker.
Und was erhofft sie sich von den Euro-
pawahlen? „Das Problem mit den Euro-
pawahlen ist: Wir wissen zu wenig da-
rüber, wir informieren uns zu wenig“, 
meint sie. „Ich glaube, wir haben im-
mer noch keine europäische Identität so 
ausgeprägt , dass wir auf irgendetwas 
hoffen können. Ich erhoffe mir, dass ein 
friedliches Europa auch kulturell an-
läuft. Derzeit haben wir eher ein wirt-
schaftliches Europa und zum Teil auch 
politisch. Ich erhoffe mir ein Bewusst-
sein für eine europäische Identität.“
Ob sie sich eine Rückkehr nach Grie-
chenland vorstellen könne, frage ich 
Maria Oikonomidou. Sie knüpft das, 
wenig emotional, an die Möglichkeit, 
in Deutschland arbeiten zu können. 
„Vor Weihnachten hatte ich noch keine 
Bewilligung für mein Projekt. Und da 
stellte sich mir die Frage: Wenn ich 
hier nicht arbeiten kann – was mache 
ich dann hier? Ich könnte zwar auch 
hier vom Staat leben, aber das möchte 
ich nicht. Die Frage wurde mir schon 
häufiger gestellt. Griechenland ist mei-
ne Heimat, ich bin dort geboren, auf-
gewachsen und erst mit 28 nach 
Deutschland gekommen. Das wird im-
mer so sein.“ Dennoch habe sie auch 
in Deutschland inzwischen eine Bio-
graphie. „Ich würde mich freuen, wenn 
ich mal wieder zurückkehren kann, 
aber sicher ist es nicht. Aber es sind ja 
auch nur zweieinhalb Stunden mit 
dem Flugzeug von hier aus.“
Maria Brand erzählt mir noch abschlie-
ßend eine Anekdote, die ihr in Deutsch-
land passierte, in dessen Medien häufig 
Begriffe wie „Pleitegriechen“ zu lesen 
waren und suggeriert wurde, dass die 
Bevölkerung ihre Probleme selbst ver-
schuldete. Eines Abends sei ihr in grö-
ßerer Runde mal ein 10 Cent-Stück aus 
der Tasche gefallen. Ein Bekannter hob 
es auf und legte es mit den Worten 
„Hier, nimm. Du bist ja eine arme Grie-
chin.“ Sie fand das nicht so komisch.

Philipp Meinert

     Maria Oikonomidou

                          Maria Brand

können. Aber das ist nicht einfach. Vor 
30 Jahren hatten wir noch Politiker, die 
sich auch eventuell gegen stärkere Län-
der wie Deutschland oder Frankreich 
durchgesetzt haben. In den letzten 20 
Jahren haben wir immer weniger Poli-
tiker, die die Meinung der Bevölkerung 
vertreten können.“
„Aus meiner Sicht müsste die Troika 
und die Europäische Union mehr für 
die Menschen tun. Die europäischen 
Abgeordneten sind von den Menschen 
gewählt und sollten das nicht verges-
sen“, erklärt Maria Oikonomidou auf 
die Frage, was von Seiten der EU hätte 
anders laufen müssen. Die EU sei auch 
ein Grund, warum die rechtsextreme 
Partei Goldene Morgenröte in Grie-
chenland so stark sei. Diese beschäf-
tigt auch Maria Brand. „Mir macht es 
Angst, dass die Goldene Morgenröte so 
stark ist“, sagt sie.
Maria Brand hat aufgrund ihres deut-
schen Hintergrundes einen anderen 
Zugang zur griechischen Politik. Sie 
versuche immer die deutsche und die 
griechische Perspektive zu sehen. Da-
von, dass die linke Regierung dem 
Spardiktat zustimmte, sei sie nicht so 
enttäuscht wie viele andere, sondern 
sah keinen anderen Ausweg. „Ich habe 
damals den Grundgedanken unter-
stützt, dass sich im Verhältnis von 
Staat und Gesellschaft etwas ändern 
muss“, erklärt sie weiter. „Letztendlich 
haben Bürger für die Fehler anderer 
bezahlt. Das heißt nicht, dass man sich 
individuell aus der Verantwortung zie-
hen soll, aber im Nachhinein hätte 
noch einiges zusätzlich passieren sol-
len.“ Ein Problem, meint sie, sei, dass 
die Griechen auf Parteien eine Art 
„Heldenblick“  hätten. Dies beträfe ge-
rade frisch gewählte Parteien und Per-
sonen in der Politik. Die Vorschusslor-
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Es dauert nur einen kurzen Mo-
ment, dann steht die Videover-
bindung nach Granada in Spani-

en. Hier sitzt die Studentin Franziska 
Cagic in einen dicken schwarzen Woll-
pulli gehüllt auf dem Sofa ihrer viel zu 
kalten Wohnung. Tagsüber waren es an 
diesem Tag im Januar zwar angenehme 
15 Grad und Sonnenschein, doch nachts 
klettern die Temperaturen in der anda-
lusischen Stadt unter null. Im Hinter-
grund bellt laut der Nachbarshund aus 
dem Haus von der gegenüberliegenden 
Straßenseite. Fast um zu zeigen, dass 
die dünnen Wände nicht nur die Kälte, 
sondern auch jedes Geräusch der klei-
nen, aber lebendigen Stadt durchlassen.  

Cagic ist eine von knapp 40.000 Stu-
dierenden aus Deutschland, die sich 
jährlich mit dem Erasmus-Programm 
an eine europäische Universität auf-
machen. Ihre Wahl fiel auf Granada, 
als „Kontrast zu Berlin“, wegen der 
leckeren Tapas, den Bergen und da 
die Stadt unter anderen Studieren-
den nicht so bekannt zu sein schien. 

Das Erasmus-Stipendium, dessen 
Name auf den kosmopolitischen Ge-
lehrten Erasmus von Rotterdam zu-

rückgeht, ist eines der erfolgreichsten 
Programme der Europäischen Union. 
Seit dem Gründungsjahr 1987 nahmen 
mehr als drei Millionen Studierende 
teil. Sie erhalten, abhängig vom Ziel-
land, zwischen 150 und 500 Euro pro 
Monat, müssen keine Studiengebüh-
ren zahlen und ihre Studienleistungen 
werden anerkannt. Elf Staaten betei-
ligten sich anfangs am Erasmus-Pro-
gramm, heute sind es 34 – darunter alle 
EU-Staaten, die Schweiz, Norwegen, Is-
land, Liechtenstein, die Türkei und die 
ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien. Erasmus vereint damit mehr 
Länder als die Europäische Union. 2014 
wurde das Programm auch für Nicht-
studierende ausgeweitet. Erasmus+ um-
fasst seitdem neben dem Hochschulbe-
reich auch die Bereiche der beruflichen 
Bildung, Erwachsenenbildung, Schul-
bildung, Jugend und Sport.

Mobilität von EU-Bürgern erhöhen
Spanien ist bei deutschen Studieren-
den das beliebteste Austauschland. 
Gefolgt von Frankreich und Großbri-
tannien. Dass Spanien auf Platz eins 
ist, versteht Cagic gut. Die 25-jährige 
Studentin liebt die Sprache, die endlose 
Gastfreundschaft der spanischen Fami-
lie, in der bis tief in die Nacht Tortillas 

zubereitet werden und die, wie sie sagt, 
„Konsumpausen während der Siesta“. 

Erklärtes Ziel des Erasmus-Programms 
ist es, die Mobilität von EU-Bürger zu 
erhöhen und somit die Identifikati-
on mit Europa zu stärken. Erasmus 
scheint dabei auf einem guten Weg zu 
sein: 83 Prozent der Erasmus-Absol-
venten fühlen sich laut einer Erhebung 
der EU-Kommission aus dem Jahr 
2014 als „Europäer“. Erasmus-Studie-
rende sind der Studie zufolge besser 
international vernetzt und dem Pro-
jekt EU aufgeschlossener, als nicht 
mobile Studierende. 93 Prozent der 
Erasmus-Studierenden geben an, dass 
sie durch ihren Aufenthalt im Ausland 
gelernt haben, den Wert unterschiedli-
cher Kulturen zu schätzen. Weitere 93 
Prozent der Studierenden mit interna-
tionaler Erfahrung können sich zudem 
vorstellen, künftig in einem anderen 
Land zu leben. Dies trifft bei denjeni-
gen, die nicht im Ausland waren, nur 
auf 73 Prozent zu. 

Auch Cagic glaubt, dass ihr Euro-
pa durch ihr Auslandssemester wie-
der ein Stück näher gebracht wurde. 
„Erasmus fördert den Austausch zwi-
schen den Ländern und Kulturen“, 

Kaum eine EU-Maßnahme ist so be-
liebt wie das Erasmus-Programm. Es 
fördert den akademischen Austausch 
und stärkt die Identifikation mit Euro-
pa. Erasmus ist für alle offen, hat aber 
auch seine Barrieren. 

Einmal Erasmus
für alle!

Immer wissbegierig 
gewesen: Erasmus 
von Rotterdamm, Na-
mensgeber des euro-
päischen Studenten-
austauschprogramms
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sagt sie und schwärmt von der Mög-
lichkeit, einfach mit dem Zug natio-
nale Grenzen überqueren zu können 
– ohne Passkontrolle. Die Studentin 
Andrea Schöne geht in ihrer Eupho-
rie noch einen Schritt weiter: „Ich bin 
eine absolut begeisterte Europäerin.“ 

Zwei Semester hat die 25-Jährige an der 
Università di Bologna in Norditalien stu-
diert.  Schon zu Schulzeiten war es ihr 
Traum, einmal ins Ausland zu gehen. 
Den Schüleraustausch in der 8. Klasse 
hat sie sich damals nicht getraut, „aus 
Angst, wie sie auf meine Behinderung 
reagieren“. Schöne ist kleinwüchsig. Sie 
ist 110 Zentimeter groß, kann laufen, 
benötigt für längere Strecken aber ein 
speziell für sie angefertigtes Dreirad. 

Schöne hörte von anderen Studierenden 
mit einer Behinderung, dass ihnen die 
Universitäten Steine in den Weg legten, 
wenn sie im Ausland studieren wollten. 
„Daher suchte ich mir von Anfang an ei-
nen Studiengang mit einem Pflichtaus-
landssemester“. Ihre Universität, die 
Katholische Universität Eichstätt-Ingol-
stadt, unterstützte ihre Auslandspläne 
sofort und nahm mit ihrer Wunschuni-
versität in Italien Kontakt auf. 

Unterstützung vom Studentenwerk 
Studierende mit Behinderungen kön-
nen für ihre Auslandsaufenthalte Son-
derfördermittel für ungedeckte Mehr-
kosten beantragen, wie zum Beispiel 
eine barrierefreie Unterkunft oder 
notwendige Assistenz. Dennoch schre-
cken viele von ihnen davor zurück, den 
Schritt ins Ausland zu wagen. „Es ist 
schon sehr aufwendig und schwierig 
alle notwendigen Informationen he-
rauszufinden“, erzählt Schöne. Ihre 
größte Hürde war die Suche nach einer 
Auslandskrankenversicherung.  „Keine 
deutsche Versicherung wollte mich neh-
men.“ Ihr Studentenwerk unterstütz-
te sie und telefonierte sogar mit dem 
Bildungsministerium. Doch auch hier 
konnte keine Lösung für das bekann-
te Problem gefunden werden. Schöne 
war bereits in Italien, als sie endlich 
eine Auslandskrankenversicherung 
fand, „allerdings eine Französische.“

Ob Studierende ins Ausland gehen, 
hängt auch stark von ihrer sozialen Her-

kunft ab. Aus der 21. Sozialerhebung 
des Deutschen Studentenwerkes geht 
hervor, dass nur sieben Prozent der 
Studierenden im Ausland aus einem 
nichtakademischem Elternhaus kom-
men, während 13 Prozent mit hoher 
Bildungsherkunft im Ausland studiert 
haben. „Ein Auslandsstudium trägt 
entscheidend zur Persönlichkeitsbil-
dung bei, nicht nur eine fremde Spra-
che, sondern auch interkulturelle Kom-
petenz und Selbstorganisation werden 
geschult“, sagt die Pressereferentin 
von ArbeiterKind.de, Evamarie König. 
Allerdings stünden einem Auslands-
aufenthalt häufig finanzielle Fragen 
im Wege. „Trotz Auslands-BAföG oder 
Stipendien wie Erasmus oder DAAD 
wagen viele Arbeiterkinder den Schritt 
nicht, weil sie das Risiko scheuen oder 
die Mehrkosten nicht aufbringen kön-
nen.“ Erasmus sei nur ein Zuschuss 
und würde nie den kompletten Aufent-
halt im Ausland finanzieren. Wer keine 
Rücklagen habe oder von den Eltern 
mitunterstützt werde, könne sich laut 
König die Zeit nur schwer finanzieren.

Die EU muss alle mitnehmen
„Damit ein Auslandsaufenthalt im Stu-
dium nicht mehr so stark von der Bil-
dungsherkunft abhängig ist, müssen 
gerade die staatlichen Finanzierungs-
instrumente verbessert werden“, findet 
auch Achim Meyer auf der Heyde, Ge-
neralsekretär des Deutschen Studen-
tenwerks und Mitglied im Vorstand des 
Paritätischen Gesamtverbands. Er for-
dert beim Erasmus-Programm Mobili-
tätsstipendien für Master-Studierende 
statt, wie bisher, Darlehen, und dass 
das BAföG in alle 47 Bologna-Staa-
ten mitgenommen werden kann.

Meyer auf der Heyde sieht 
im Erasmus-Programm eine 
Chance für die Europäische 
Union. „Alle Programme, die 
europäische Begegnungen 
fördern, können die Situa-
tion in Europa verbessern.“ 
Doch dafür müsse sich die 
EU bemühen, auch alle mitzu-
nehmen. „Die akademische Elite 
ist viel globaler und europaoffener. 
Wir müssen uns auch um die anderen 
kümmern“, sagt Meyer auf der Heyde.

Für Erasmus+ steht derzeit ein Budget 
von 14,7 Milliarden Euro zur Verfü-
gung. Für den nächsten Haushalt 2021-
2027 hat die EU-Kommission Großes 
vor: bis zu zwölf Millionen Studieren-
de, Auszubildende, Schülerinnen und 
Schüler sowie Fachkräfte im Bildungs- 
und Jugendbereich sollen an Eras-
mus+ teilnehmen – drei Mal so viele 
wie bisher. Dafür will die EU den Eras-
mus-Haushalt auf 30 Milliarden Euro 
erhöhen. Das Erasmus-Programm soll 
damit gestärkt und deutlicher inklusi-
ver werden.

Andrea Schöne bewirbt sich jetzt für 
ihren Masterstudiengang in Italien. Sie 
möchte zurück in das Land, in dem vie-
les so viel leichter war. „Ich habe in Ita-
lien so unabhängig gelebt wie noch nie 
zuvor“, sagt sie. Ihre Universität, Cafés 
und Restaurant seien komplett barri-
erefrei gewesen. Und in der Disco in 
Italien wurde sie als Frau wahrgenom-
men, „nicht als die Frau im Rollstuhl“.
Noch zwei Wochen, dann muss auch 
Franziska Cagic wieder zurück in ihre 
Wahlheimat Berlin. Vorher möchte sie 
unbedingt noch einmal Snowboarden 
gehen. Denn „von den Bergen der Sier-
ra Nevada kann man das Meer sehen“.

Janina Trebing 

Andrea Schöne
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Herr Roller, das Paritätische Jugendwerk 
Baden-Württemberg beschränkt seine Ar-
beit nicht nur auf Ihr Bundesland. Welchen 
internationalen Aspekt hat Ihre Arbeit?

Für uns ist das Thema europäische Ju-
gendarbeit und der Kontakt zu Jugend-
lichen aus anderen europäischen Mit-
gliedsstaaten ein Alltagsthema gewor-
den. Wir haben eine Kooperation im 
Projekt im Rahmen der EU-Donau-
raumstrategie mit drei Partnerorgani-
sationen in Rumänien. Das sind sehr 
unterschiedliche Organisationen, ein-
mal die Jugendstiftung in Bukarest, 
ein Träger, der aus dem ehemaligen 
staatlichen Jugendverband entstanden 
ist. Wir haben Partner in der Nähe von 
Hermannstadt, ein Kirchensprengel, 
die sehr viele Kontakte nach Deutsch-
land haben. Und wir haben einen Part-
ner in Klausenburg, beziehungsweise 
Cluj-Napoca, der dort im anthroposo-
phischen Bereich tätig ist.

Wir sind nicht nur gemeinsam mit 
Fachkräften aus unseren Mitgliedsor-
ganisationen nach Rumänien gereist 
und haben Fachkräfte unserer rumä-
nischen Partner nach Deutschland 
eingeladen, um ihnen die Jugendarbeit 
in Deutschland zu zeigen, sondern ha-
ben gemeinsam mit diesen Partneror-
ganisationen auch Schulungen für eh-
renamtliche Jugendleiter*innen zur 
Vorbereitung von Ferienmaßnahmen 
in Rumänien durchgeführt. Mit Ju-

Drei Fragen an Martin Roller
Paritätisches Jugendwerk
Baden-Württemberg

Martin Roller studierte in den Achtzigern Erziehungswissenschaft an der Uni Tü-
bingen und absolvierte eine Ausbildung in Sozialmanagement bei der Diakonischen 
Akademie Deutschland. Neben seiner Teilzeittätigkeit bei der Werkstatt Parität 
in den Projekten EPM und Carpo ist er Geschäftsführer beim Paritätischen Ju-
gendwerk Baden-Württemberg, welches auch mit osteuropäischen Jugendlichen 
arbeitet. Weitere Informationen über die Arbeit des Paritätischen Jugendwerkes 
in Baden-Württemberg unter www.pjw-bw.de

gendlichen aus dem Europäischen 
Ausland arbeiten jedoch in der Regel 
unsere Mitgliedsorganisationen; meist 
im Rahmen von bi- oder trilateralen 
Jugendbegegnungen oder in soge-
nannten Workcamps.

Was haben Sie dabei über die rumä-
nischen Jugendlichen und ihre Wünsche 
lernen können?

In diesen Begegnungen mit Jugend-
lichen im Alter zwischen 16 und 20 
Jahren ist uns bewusst geworden, wie 
intensiv Teile dieser Generation in Ru-
mänien (und vermutlich auch anders-
wo) auf die europäische Perspektive 
setzen und sich davon eine Verbesse-
rung ihrer Lebenssituation erhoffen. 
Danach befragt, wo sie sich in drei bis 
fünf Jahren sehen würden, antwortete 
die Mehrzahl der Jugendlichen, dass 
sie sich sehr gut eine Ausbildung, ein 
Praktikum oder ein Studium in einem 
anderen EU Staat (vorrangig in Öster-
reich, Deutschland oder Frankreich) 
vorstellen könnten. Diese Jugend-
lichen, die in der Regel ein Gymnasi-
um besuchten oder bereits Studieren-
de waren, stammen sicherlich aus ei-
ner bildungsorientierten Mittelschicht 
und stellten somit eine Positivauswahl 
ihrer Generation dar. Dennoch stehen 
sie für eine Generation junger Europä-
er, die zu den Profiteuren der europä-
ischen Integration gehören und deren 
Errungenschaften zu nutzen wissen.

Für diese Seite der europäischen Per-
spektive stehen Mobilitätsprogramme 
wie Erasmus+ und das Europäische 
Solidaritätscorps (sprich der Europä-
ische Freiwilligendienst), für die ande-
re Seite, mit der ich als Geschäftsfüh-
rer der Werkstatt PARITÄT zu tun 
habe, steht vor allem der ESF, der z.B. 
Projekte gegen Schulabbruch, zur Inte-
gration von Benachteiligten in Ausbil-
dung etc. fördert.

Welche internationalen Aktivitäten plant 
das Jugendwerk für 2019?

Wir wollen die Kooperation fortsetzen 
und vertiefen. Wahrscheinlich werden 
wir in diesem Jahr auch noch einmal 
nach Rumänien reisen, gemeinsam 
mit Fachkräften aus unseren Mitglied-
sorganisationen. Wir werden dort mit 
unseren Kolleginnen und Kollegen in 
Hermannstadt einen Jugendleiterlehr-
gang durchführen und werden uns 
auch um die Frage bemühen, wie die 
Jugendarbeit in Rumänien gefördert 
werden kann. Von staatlicher als auch 
kommunaler Seite aus passiert da sehr 
wenig. Dahingehend gibt es keine Tra-
dition. Es gibt aber die Möglichkeit, in 
Rumänien über private Firmen eine 
finanzielle Unterstützung zu bekom-
men. Da werden wir uns mit einer lo-
kalen Bürgerbewegung vor Ort noch 
einmal ins Benehmen setzten.

Die Fragen stellte Philipp Meinert
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die lokale Samariterorganisation ASO 
(Samariterbund Orastie) gemeinsam 
mit dem ASB-Bundesverband und 
dem ASB-Kreisverband Helmstedt ein 
Altenpflegeheim aufgebaut und damit 
eine qualitativ hochwertige und drin-
gend benötigte Einrichtung für die 
rund 20.000 Einwohner geschaffen. 

Das Pflegeheim wurde ab 2012 mit 
Mitteln aus den EU-Strukturfonds ge-
baut und Anfang 2014 eröffnet. Hier 
arbeiten heute acht Pflegekräfte, zwei 
Krankenschwestern, eine Psychologin, 
eine Sozialassistentin sowie die Lei-
tung. Zurzeit leben 27 Pflegebedürftige 
in der Einrichtung, die insgesamt Platz 
für bis zu 30 Senioren bietet.

Gemeinsam für das beste Ergebnis

Seit Beginn des Großprojekts hat der 
ASB den rumänischen Samaritern fi-
nanziell und mit fachlicher Expertise 
zur Seite gestanden, ebenso bei An-
tragstellungen und der Ausstattung 
des Pflegeheims. Die Zusammenarbeit 
und Unterstützung endeten aber nicht 
mit der Eröffnung des Pflegeheims. 
Der ASB Helmstedt half in Kooperati-
on mit dem Bundesverband beim Auf-
bau eines Schwesternnotrufsystems, 

entwickelte spezielle Angebote für De-
menzpatienten, unterstützte bei der 
Personalgewinnung sowie bei Aus- und 
Umbauprojekten. So konnte das Pflege-
heim optimal an die Bedürfnisse seiner 
Bewohner angepasst werden. Gemein-
sam mit dem ASB Bottrop führte der 
ASB-Bundesverband außerdem Pfle-
getrainings für die Mitarbeiter durch, 
um die lokale Expertise zu stärken.

Am 1. März 2019 besteht die Einrich-
tung bereits seit fünf Jahren. Ein ge-
meinsamer Erfolg und ein Jubiläum, 
das dann auch gemeinsam gefeiert 
wird: mit den Bewohnern, ihren Fa-
milien, den Mitarbeitern, den rumäni-
schen Samaritern und natürlich den 
Partnern der Internationalen Samari-
terkooperation.
 

Hilke Vollmer
Leiterin der Stabsstelle Presse- und

Öffentlichkeitsarbeit beim ASB

Zahlreiche deutsche ASB-Gliede-
rungen engagieren sich in in-
ternationalen Partnerschaften. 

Dabei werden jährlich etwa 40 Projekte 
zwischen deutschen Samaritern und 
ihren europäischen Partnern inner-
halb der Internationalen Samariterko-
operation umgesetzt. Die Projekte sind 
genauso vielfältig wie die Organisati-
onen und Partnerschaften selbst und 
reichen von internationalen Jugendbe-
gegnungen bis zur Hilfe für Geflüch-
tete sowie von der Erste-Hilfe-Breiten-
ausbildung bis hin zum Fachkräfteaus-
tausch und dem Aufbau sozialer Dien-
ste für die Menschen vor Ort. 

Umdenken im Pflegebereich

In vielen Ländern Mittel-, Ost- und 
Südosteuropas sind soziale Siche-
rungssysteme nicht so umfassend aus-
gebaut wie in Deutschland. Wer pfle-
gebedürftig wird, bekommt mitunter 
kaum Unterstützung vom Staat und 
es fehlen geeignete Angebote und Ein-
richtungen, in denen pflegebedürftige 
Menschen gut versorgt werden. Oft ist 
daher die ganze Familie gefordert und 
stark in die Pflege ihrer bedürftigen 
Angehörigen eingebunden. Doch es 
findet ein Umdenken statt: Pflegeein-
richtungen und Mobile Soziale Dienste 
werden nach und nach etabliert und 
die Expertise im Pflegebereich wächst.

So auch in der Kleinstadt Orastie im 
rumänischen Siebenbürgen. Hier hat 

Internationale Samariterkooperation 
Starke Partnerschaften für Europa

Die Internationale Samariterkoopera-
tion initiiert und ermöglicht in Europa 
die Umsetzung zahlreicher sozialer 
Projekte. Bereits in zwölf ost-, mittel- 
und südosteuropäischen Ländern ar-
beitet der ASB erfolgreich mit seinen 
Partnerorganisationen zusammen. Im 
Mittelpunkt der Aktivitäten stehen die 
Stärkung lokaler Strukturen, der Auf-
bau sozialer Dienstleistungen, die Un-
terstützung der Zivilgesellschaft sowie 
der Ausbau des Ehrenamtes vor Ort. 

Weitere Informationen unter:

www.asb.de/ueber-uns/
samaritan-international
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Herr Liewald, immer wieder liest man von 
Fördermöglichkeiten für soziale Projekte 
durch die EU. Können Sie konkret ein paar 
nennen?

Es gibt eine Vielfalt an Programmen 
beim Europäischen Sozialfonds (ESF), 
die auf den unterschiedlichen Ebenen 
ausgeschrieben und verwaltet werden. 
In Deutschland gibt es aktuell 26 ESF-
Bundesprogramme. Ein Beispiel für 
ein EU-Förderprogramm auf Bundese-
bene, das sich an eine besonders hilfe-
bedürftige Zielgruppe wendet, ist der 
Europäische Hilfsfonds für am stärk-
sten benachteiligte Personen (EHAP). 
Ein äußerst erfolgreiches Programm, 
dessen Finanzierung auch jetzt schon 
über das Jahr 2020 hinaus weitgehend 
sichergestellt ist, ist ERASMUS+. Da-
bei handelt es sich nicht mehr nur um 
das altbekannte Studierendenaus-
tauschprogramm innerhalb Europas, 
sondern um ein Dach für insgesamt 
sechs Programmlinien: Hochschulbil-
dung, Berufliche Bildung, Schulische 
Bildung, Erwachsenenbildung, JU-
GEND IN AKTION und Sport.

Und wie kommen soziale Organisationen 
am besten an die Gelder?

Das Bild vom Fundraiser, der nach 
Brüssel, Berlin oder Bonn fährt, mit 
Kommissions- oder Ministeriums-
mitarbeiter*innen kungelt und mit 
einem Koffer voll Geld zurückkommt, 

Drei Fragen an Tilo Liewald
zu EU-Förderprogrammen

Paritätische Projekte und Mitgliedsorganisationen können Gelder von der Euro-
päischen Union bekommen, doch das ist leichter gesagt als getan. Denn es ist gar 
nicht so leicht, einen Überblick über die zahlreichen Quellen und Fördermöglich-
keiten zu bekommen und Bürokratie und finanzielles Risiko sind häufig hoch. Tilo 
Liewald ist Referent für Europa und Bildung beim Paritätischen Gesamtverband und 
u.a. Mitglied der Expertengruppe für soziales Unternehmertum der Europäischen 
Kommission (GECES) . Er gibt einen ersten Überblick und praktische Hinweise - 
auch zu den Stolperfallen.

passt nur noch in eine Satire. Als 
Faustregel kann man sagen, dass das 
meiste europäische Geld für Förder-
programme in den Regionen zur Ver-
fügung steht, es folgen der Mitglieds-
staat und dann die EU selbst. Wer in 
einem ESF-Bundesprogramm einen 
Projektantrag stellt, muss sich z. B. 
auch die Frage stellen, in wieweit ein 
regional verankertes Projekt eine bun-
desrelevante Modellfunktion erfüllen 
kann. Originäre EU-Förderprogramme 
zielen meist auf europäische Netz-
werke ab oder erfordern eine transnati-
onale Zusammenarbeit.
Das Wichtigste ist aus meiner Sicht 
eine solide und aktuelle Informations-
beschaffung. Was wird gefördert? Wer 
wird gefördert? In welchen Regionen/
Zielgebieten wird gefördert? Wie hoch 
ist der Förderbetrag? Wie hoch ist ein 
eventueller Eigenanteil? Was kann 
man zur Finanzierung des Eigenan-
teils heranziehen? Welche Fristen sind 
einzuhalten? Je nach Förderprogramm 
muss man diesen Fragenkatalog er-
gänzen. Wichtige Informationsquellen 
sind die jeweiligen Internetseiten der 
Programme, Newsletter, Datenbanken 
etc. Und nicht zuletzt gibt es Ansprech-
personen in den Landesverbänden des 
Paritätischen und beim Gesamtver-
band. 

Gibt es denn auch Einschränkungen 
oder Stolperfallen, die zu beachten sind?

Ich versuche ein paar Stolperfallen 
ohne den Anspruch auf Vollständigkeit 
aus meiner praktischen Projektbera-

tung zusammenzutragen. Bestimmt 
kann man in gewissen Grenzen eine 
Projektidee an eine Programmaus-
schreibung anpassen. Wenn aber ab-
sehbar ist, dass die eigene Idee oder die 
eigenen Gegebenheiten nicht mit den 
Programmanforderungen kompatibel 
sind, dann sollte man seine Ressour-
cen nicht verschwenden.
EU-Fördermittel sind in keinem Fall ge-
eignet, eventuelle Finanzierungspro-
bleme einer Organisation zu lösen. Im 
Gegenteil: Die Gefahr von Liquidi-
tätsengpässen ist nicht zu unterschät-
zen. Organisationen müssen in Vorlei-
stung gehen und warten auf Grund 
bürokratischer Prozesse nicht selten 
sehr lange auf die Erstattung, wie wir 
aus der Praxis unserer Mitgliedsorgani-
sationen wissen. Dazu kommt, dass 
vorab in eine Antragstellung ohne Er-
folgsgarantie investiert werden muss 
und dass am Ende des eigentlichen Pro-
jektes auch noch Kapazitäten für die 
Endabrechnung und Abschlussberichte 
vorgehalten werden müssen. Im Um-
gang mit EU-Verordnungen, deutschem 
Haushaltsrecht und Prüfbehörden er-
fahrenes Personal ist in jedem Fall von 
Vorteil. Eine weitere Herausforderung 
sind die im Rahmen eines Projektes 
einzugehenden (transnationalen) Part-
nerschaften. Manch vielversprechende 
Partnerschaft endete schon im Rosen-
krieg. Doch gerade in diesen Koopera-
tionen und der damit einhergehenden 
kulturellen und fachlichen Horizonter-
weiterung liegt meines Erachtens auch 
das größte Potenzial vieler Programme.

Die Fragen stellte Philipp Meinert
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Frau Hartenstein-Drobny selbst ist 
über Umwege zum Projekt gekom-
men, wie sie erklärt: „Ich bin Bau-

ingenieurin, also gar nicht aus dem so-
zialen Bereich. Ich habe im Vorderhaus 
gearbeitet und es hieß es werde noch 
jemand gebraucht, die gut Englisch 
kann“ Das macht sie seit Eröffnung des 
Büros und es mache immer noch sehr 
viel Spaß. Vorher hätte sie noch nie et-
was vom Paritätischen gehört.

Und wie waren die ersten Erfah-
rungen? Die Projektleiterin lacht. „Zu-
erst standen die Vereine bei uns auf 
der Türschwelle und fragten, ob es bei 
uns die Förderung gibt und sie bei uns 
Geld kriegen.“ Dass dem nicht so ist, 
musste erstmal erklärt werden. Die 
heutige Schwerpunktsetzung auf 
Fachkräfte bestand nicht von Beginn 
an, sondern entwickelte sich mit der 
Zeit.  „Ursprünglich war unser Thema, 
Europa nach Thüringen zu holen, die 
Möglichkeiten aufzuzeigen und Unter-
stützung zu bieten, um an Förde-
rungen zu kommen. Selber aktiv wer-
den, selber Partner suchen, Netzwerke 
aufbauen und die Sache Europa für 
sich zu nutzen“, zählt Frau Harten-
stein-Drobny auf.

Das Thema Fachkräfte und auch Fach-
kräftemangel wurde jedoch immer 
wichtiger und rückte mehr in den Vor-
dergrund. Gerade im sozialen Bereich  
herrsche auch in Thüringen derzeit 
Mangel an Fachkräften. Dennoch gibt 
es im Europabüro bewusst keine Ver-
engung auf das Thema Arbeitsplätze. 
Frau Hartenstein-Drobny  ist es wich-
tig, dass Weiterbildung und lernen im 
Ausland als weitere Säule dabei bleibt. 
Dabei unterstützen sie die Firmen, wich-
tig ist ihnen aber auch: „Wir sind keine 

Für mehr Europa in Gera
Mitten in der Innenstadt von Gera findet sich ein Paritätisches Büro, das man eher in Brüssel, Warschau oder Berlin vermutet 
hätte: das Europabüro Ostthüringen. Das mit drei Leuten besetzte Büro gründete eine Mitgliedsorganisation des Paritätischen in 
Gera und wurde 2006 vom Landesverband Thüringen übernommen. „Der Paritätische meinte, dass das Thema spannend ist, auch 
für die anderen Mitgliedseinrichtungen. Daher wurde entschieden, das Projekt zu übernehmen. Seitdem ist es bei parisat, einer 
Tochter vom Paritätischen, angesiedelt und wird durch den Freistaat Thüringen aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds gefördert“, 
erklärt mir Dana Hartenstein-Drobny, Beraterin und Projektkoordinatorin im Europabüro. Hauptaufgabe der drei Beraterinnen im 
Büro ist es, europäische Fachkräfte aus dem Ausland mit regionalen Firmen in Thüringen zusammen zu bringen.

Recruiting-Firma. Wir fahren nicht ins 
Ausland und werben Leute an.“ 

Barrieren, mit denen besonders Men-
schen aus dem Ausland zu kämpfen 
haben, sind sowohl die Anerkennung 
von Bildungsabschlüssen als auch die 
Sprache. Gerade Letzteres kann ein 
großes Problem werden. Mag die Qua-
lifikation noch so passend für eine be-
stimmte Stelle sein, werden viele ohne 
Sprachkenntnisse trotzdem nicht ge-
nommen. Selbst mit einem halben 
Jahr intensiven Deutschkurs ist oft nur 
eine Grundlage geschaffen. Um eine 
schwierige Sprache wie Deutsch zu ler-
nen, braucht es mehr Zeit. Deswegen 
setzt das  Europabüro Ostthüringen oft 
auf europäische Freiwilligendienste 
oder ein Praktikum, damit sich beide 
Seiten erst einmal eine Zeitlang ken-
nenlernen können und die Menschen 
aus dem Ausland die deutsche Sprache 
lernen oder vertiefen können bezie-
hungsweise sich überhaupt entschei-
den wollen, ob sie den Schritt in den 
deutschen Arbeitsmarkt wagen wollen. 
Denn der Schritt ist groß, meint Frau 
Hartenstein-Drobny. „Irgendwoher 

eine Fachkraft zu holen, die hier ein-
steigt und gut ist: So funktioniert das 
nicht!“ Jede einzelne Person, die das 
Europabüro vermittelt, benötigt ganz 
individuelle Betreuung und Beratung, 
genau wie die Unternehmen: „Es ist 
immer ein langer Weg.“ 

Und nicht alle in Thüringen sind pro 
Europa und offen für den europäischen 
Binnenmarkt. Einige haben auch Vor-
urteile und Ressentiments gegenüber 
den osteuropäischen Arbeitskräften. 
„Wir haben auch schon die Aussage be-
kommen: Ausländer nicht!“ so Harten-
stein-Drobny, ergänzt aber: „Wir mer-
ken auch: Je dringender die Menschen 
benötigt werden, desto weniger Ressen-
timents gibt es und sie sind einfach 
weg.“ Dennoch gibt es Angst, sich nicht 
mit den Arbeitskräften verständigen zu 
können, gerade bei älteren Mitgliedern 
der Stammbelegschaft, was nicht 
zwangsläufig ausländerfeindlich zu 
deuten sei. „Das ist auch ein bisschen 
typisch deutsch: Es muss alles vorher 
genau geregelt und abgeklärt sein.“

Philipp Meinert

Das Team (v.l.n.r.):
Christine Fiedler, 
Geschäftsführerin der 
parisat, Elke Schreiber, 
Beraterin, Christina 
Martens, Beraterin und 
Dana Hartenstein-
Drobny, Beraterin und 
Projektkoordinatorin
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Deutschland importiert zwi-
schen 65 und 80 Prozent der 
Obst- und Gemüsemengen, 

die hierzulande verbraucht werden.  
Gleichzeitig stellen sie zusammen 
mehr als 40 Prozent aller vermeid-
baren Lebensmittelabfälle in Deutsch-
land dar.

Im besten Falle kommen die im Handel 
aussortierten Obst- und Gemüsepro-
dukte als Sachspende bei den Tafeln an. 
Nicht nur im Handel bleiben diese Le-
bensmittel übrig, sondern auch bei 
Endverbraucherinnen und Endverbrau-
chern landen Obst und Gemüse nicht 
selten im Abfall. Die Frage stellt sich, 
warum diese Produkte einen solchen 
hohen Anteil der Lebensmittelver-
schwendung ausmachen, obwohl sie 
ein gesundes Nahrungsmittel sind.

Geflüchtete in den ersten europäischen 
Ankunftsländern bekommen oft kei-
nen regulären Schutzstatus und zehn-
tausende finden Arbeit ohne Papiere 
und ohne Erlaubnis in der Landwirt-
schaft. Bei deren Ankunft finden sie 
vielerorts auf den Feldern und in Ge-
wächshäusern menschenunwürdige, 
gefährliche Arbeits- und Lebensbedin-
gungen vor. Schlechte Umstände gibt 
es teilweise auch in Deutschland  aber 
in Griechenland, Italien und Spanien 
wirken Begriffe wie „Saisonarbeiter“ 

Armut und 
Überfluss an der 

Wurzel packen 

oder „Erntehelfer“ geradezu wie ver-
harmloste Euphemismen für Sklaverei.  
Fehlende Kontrolle ermöglicht das Um-
gehen von Gesetzen über Arbeitssicher-
heit und Mindestlohn. Die Preise wer-
den durch die Umstände künstlich 
niedrig gehalten, zu einem Niveau, das 
eine nachhaltige Produktion und men-
schenwürdige Existenz der Arbeitenden 
ausschließt. Günstigere Kosten ermög-
lichen noch mehr Anbau und Über-
fluss. Wer aktiv am Arbeitsleben teil-
nimmt, muss Zugang zu Rechten ha-
ben, jedoch nur ganz wenige Personen 
können diese in den Ankunftsländern 
beanspruchen. In Italien stehen diese 
Vorgehensweisen bereits gesetzlich un-
ter Strafe, die Umsetzung scheitert je-
doch immer noch. 

Handlungsfelder gibt es viele. Mehrere 
Verbände beschäftigen sich bereits ak-
tiv in Deutschland mit den skizzierten 
Zuständen unter anderem die IG Bau-
en-Agrar-Umwelt, der Europäische Ver-
ein für Wanderarbeiterfragen (EVW), 
die Interbrigadas e.V. und Oxfam. Als 
Mitglied der European Food Banks Fe-
deration (fr. Abk. FEBA) sieht Tafel 
Deutschland die Möglichkeit, die Miss-
stände zusammen mit den anderen 
Foodbanking-Verbänden in den ent-
sprechenden europäischen Gremien zu 
thematisieren. Ziel ist es, die Regie-
rungen der Mitgliedsstaaten in die 

Pflicht zu ziehen, Lohndumping und 
Ausbeutung in der Landwirtschaft ent-
gegen zu wirken und gleichzeitig einen 
nachhaltigeren Umgang mit Lebens-
mitteln zu etablieren.

Ungerechte Beschäftigungspraktiken 
führen zu einer noch tieferen Armut 
einiger Geflüchteten, während die 
Dumpingpreise bei Lebensmitteln zu 
deren Verschwendung beitragen. Der 
Dachverband der Tafeln versteh sich als 
multisektorale Schnittstelle zwischen 
Produktion, Logistik, Handel, Politik 
und Endverbrauchenden, und möchte 
gemeinsam mit allen involvierten Part-
nerinnen und Partnern diese Thematik 
sichtbarer machen und zum Dialog bei-
tragen.

Nilab Alokuzay, Tafel-Akademie
Ryan Harty, Tafel Deutschland 

Malindi Krannich, Tafel-Akademie

Weitere Informationen
unter: www.tafel.de



23www.der-paritaetische.de 2 | 2019

Schwerpunkt

Herr Balon, in diesem Jahr steht die Eu-
ropawahl an. Welche Erwartungen haben 
Sie als Geschäftsführer von Eurosozial?

Ich hoffe und erwarte, dass alle demo-
kratischen Kräfte des künftigen Euro-
paparlamentes bei der sozialen Umge-
staltung der Europäischen Union „an 
einem Strang“ ziehen. Nur so kann es 
gelingen, die EU vor dem Populismus 
und Nationalismus zu schützen. Von 
besonderer Bedeutung wären vor die-
sem Hintergrund eine hohe Wahlbe-
teiligung insbesondere von in sozialen 
Organisationen engagierten Menschen 
sowie eine aktive Beteiligung von Pari-
tätischen Mitgliedsorganisationen und 
von unseren Partnerorganisationen im 
europäischen Ausland an Wahlveran-
staltungen und Kampagnen, fokus-
siert auf die Gleichbehandlung von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik durch 
das neugewählte Parlament.

Sie sind ebenso Mitglied im Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss. Wel-
che Aufgabe hat dieser Ausschuss und 
was tut er für Paritäter*innen?

Der EWSA als ein beratendes EU-Or-
gan wird oft als Brücke zwischen euro-
päischen Institutionen und der Zivil-
gesellschaft bezeichnet. Tatsächlich ist 
der Ausschuss, der aus Vertreter*innen 
von Arbeitgeberverbänden (Gruppe I), 
der Gewerkschaften (Gruppe II) und 
anderen zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen (Gruppe III Vielfalt Europa) 
besteht, an der Gesetzgebung der EU 
mittels Stellungnahmen obligatorisch 
beteiligt. Darüber hinaus veranstalten 
wir in Zusammenarbeit mit zivilgesell-
schaftlichen Partnern öffentliche An-

Drei Fragen an Krzysztof Balon
zu seinem Engagement in Europa

Krzysztof Balon wurde 1955 im polnischen Krakau geboren. Er hat einen Master 
of Science Sozialmanagement und ist derzeit Geschäftsführer des EUROSOZIAL 
e.V., einem Verein für deutsch-polnische und europäische Zusammenarbeit. Balon 
ist Vorsitzender des Programmrates der Arbeitsgemeinschaft der Verbände Sozi-
aler Organisationen e. V. (Polen) und Mitglied des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses. 

hörungen, Seminare, Konferenzen 
und vieles mehr. Ich gehöre dem Aus-
schuss seit 2010 an und – obwohl aus 
Polen nominiert – tausche mich syste-
matisch mit dem Paritätischen und der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege aus, ob als Berichter-
statter beispielsweise für den Hilfs-
fonds EHAP oder den Europäischen 
Sozialfonds ESF Plus, als Vizepräsi-
dent der Gruppe III, Mitglied der Stän-
digen Studiengruppe Daseinsvorsorge 
oder Sprecher der Kategorie Sozialwirt-
schaft. Solche Austausche entscheiden 
auch über den „Mehrwert“ des EWSA 
für den Paritätischen: zur EU-Gesetz-
gebung konsultiert zu werden und 
zwar noch bevor ein Vorschlag der 
Kommission das Parlament und den 
Rat erreicht.

Wie kann das Soziale in Europa weiter 
gestärkt werden? Was ist zu tun?

Am 17.11.2017 wurde die Europäische 
Säule Sozialer Rechte proklamiert. 
Auch wenn die Grundsätze der Säule 
– wegen der Kompetenz von Mitglieds-
staaten in vielen Bereichen – größten-
teils rechtlich nicht verbindlich sind, 
müssen sie schnellstmöglich umge-
setzt werden. Dies kann auch im Rah-
men des „Europäischen Semesters“ 
geschehen, das so gestaltet werden 
muss, dass die soziale Aufwärtskonver-
genz zwischen den Mitgliedsstaaten 
entsteht. Gleichzeitig sollen soziale 
Dienstleistungen, in Zusammenarbeit 
mit den bedürftigen Menschen durch 
werteorientierte gemeinnützige Orga-
nisationen erbracht, durch das europä-
ische Recht besonders geschützt wer-
den. Generell sollten sozialwirtschaft-

liche Aktivitäten durch die EU beson-
ders gefördert und auch zu einem se-
paraten spezifischen Ziel des ESF Plus 
werden.

Wegen der Unwirksamkeit bisheriger 
europäischer Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Armutsbekämpfung sollte 
das Mindesteinkommen durch eine 
EU-Rahmenrichtlinie geregelt werden: 
für jeden Mitgliedsstaat wäre ein ange-
messenes Mindesteinkommen zu be-
rechnen, angepasst an Lebensstandard 
und Lebensstil. Die Methode der Be-
rechnung eines zugrundeliegenden 
Referenzbudgets wäre auf europä-
ischer Ebene festzulegen.

Und, last but not least: Asylsuchende 
und andere in einem Mitgliedsstaat 
aufgenommene Migrant*innen sollten 
in allen sozialen Belangen den 
Unionsbürger*innen gleichgestellt 
werden.

Die Fragen stellte Philipp Meinert
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Frau Reymann, im Februar 2009 wurde 
das Übereinkommen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderung, auch UN-
Behindertenrechtskonvention (BRK) ge-
nannt, ratifiziert. Wie beurteilen Sie das 
Abkommen nach zehn Jahren aus fach-
licher Perspektive? 

Mit der Ratifizierung der BRK wuchs in 
Deutschland ein anderes Verständnis 
von Behinderung. Nicht allein die Be-
einträchtigungen der Menschen behin-
dern sie, sondern vor allem die Barrie-
ren in der Umwelt und in den Köpfen 
verhindern die Teilhabe. Neue bzw. no-
vellierte gesetzliche Regelungen, z.B. 
das Behindertengleichstellungsgesetz 
und das Bundesteilhabegesetz, stehen 
für erste, wenn auch unzureichende 
Schritte zur Erreichung der BRK-Ziele. 
Wie die Staatenprüfung erneut beweist, 
muss Deutschland weitreichendere 
Schritte gehen. In der inklusiven Bil-
dung z.B. steht und fällt die Lernquali-
tät für alle Kinder mit und ohne Beein-
trächtigung mit den dafür notwendigen 
finanziellen und personellen Ressour-
cen. Die enorm hohe Quote arbeitssu-
chender Menschen mit Beeinträchti-
gungen muss zu einem Umdenken in 
der Arbeitsmarktpolitik führen. Und 
schließlich ist Barrierefreiheit noch im-
mer keine Selbstverständlichkeit, auch 
wenn das Bewusstsein dafür gestiegen 
ist. Die Praxis lehrt, dass eine Beseiti-
gung von Barrieren im privaten Bereich 

Drei Fragen an Renate Reymann 
vom Deutschen Blinden- und
Sehbehindertenverband

Renate Reymann war von 2006 bis 2018 Präsidentin des Deutschen Blinden- und  
Sehbehindertenverbandes e.V. und ist Mitglied im Verbandsrat des Paritätischen
Gesamtverbandes. Die Diplomwirtschaftlerin hat seit 1977 durch einen Gendef-
fekt eine hochgradige Sehbehinderung und ist seit 1988 blind. 
Mit ihr unterhalten wir uns über die UN-Behindertenrechtskonvention, die in die-
sem Jahr ihren zehnjährigen Geburtstag in Deutschland feiert, und über den behin-
dertenpolitischen Handlungsbedarf in der Europäischen Union.

auf Basis von Freiwilligkeit, also ohne 
gesetzliche Verpflichtung, nicht zum 
Ziel führen wird. 

Haben Sie konkrete Verbesserungs- oder 
Änderungswünsche an das Übereinkom-
men? 

Die BRK selbst ist ein hervorragender 
Vertrag, der übrigens auch von der 
Blindenselbsthilfe mitverhandelt wur-
de. Wir brauchen aktuell keine Diskus-
sionen um Änderungen. Auslegungs-
hilfen geben die allgemeinen Bemer-
kungen des Fachausschusses. Was wir 
aber brauchen, ist, dass Bund und Län-
der die Umsetzung der BRK endlich 
konsequent strategisch angehen. Die 
Prinzipien der BRK werden noch nicht 
selbstverständlich beachtet – auch 
nicht bei der aktuellen Gesetzgebung, 
wie etwa das Ringen um Barrierefrei-
heit im digitalen Bereich zeigt. Eine 
Überarbeitung des Aktionsplans der 
Bundesregierung ist vor diesem Hin-
tergrund überfällig. 

Und wie sieht es in der Europäischen Uni-
on aus: Was sollte die EU darüber hinaus 
behindertenpolitisch machen? 

Die EU selbst und alle ihre Mitglieds-
staaten haben die BRK ratifiziert. Auf 
dieser Basis hat die EU einige wichtige 
Initiativen angestoßen, wie beispiels-
weise die EU-Richtlinie zur Barriere-

freiheit von Websites und mobilen An-
wendungen öffentlicher Stellen oder 
jüngst den European Accessibility Act 
(EAA). Es bleibt allerdings in Europa 
noch viel zu tun, um der BRK gerecht 
zu werden. Zuallererst sollte die EU 
endlich eine behinderungspolitische 
Strategie für die Jahre 2020 bis 2030 ver-
abschieden. Das aktuelle Dokument 
läuft aus und es ist noch kein Nachfol-
geplan in Sicht, in dem die EU klar fest-
setzt, was von wem mit welchem Bud-
get angegangen werden soll. 

Es gibt aber gleichzeitig viele weitere 
Aufgaben für die EU. Um nur zwei zu 
nennen: Die bereits erwähnte Web Ac-
cess Richtlinie gilt nur für die Mit-
gliedsstaaten, aber nicht für die Europä-
ische Union und deren Organe an sich. 
Das muss sich ändern. Die EU muss 
ihre eigenen Regeln ebenfalls umset-
zen und so für mehr Barrierefreiheit 
sorgen. Außerdem muss der Rat der 
Mitgliedsstaaten, insbesondere die Ver-
treter der Bundesregierung, endlich die 
Blockadehaltung gegen die fünfte Anti-
diskriminierungs-Richtlinie der EU 
aufgeben. Es wird Zeit, dass auch in 
diesem Bereich die Ziele der BRK Rea-
lität werden und ein umfassender Dis-
kriminierungsschutz auch im privat-
rechtlichen Bereich Wirklichkeit wird. 

Die Fragen stellte Philipp Meinert
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Herr Wicht, die AIDS-Hilfe arbeitet auch 
international. Wo sind Sie gegen Diskri-
minierung und Repression im Einsatz und 
mit wem arbeiten Sie zusammen?

Diskriminierung abzubauen ist ein 
wichtiges Ziel unserer Arbeit. Denn 
Ausgrenzung und Benachteiligung 
machen krank und sind Gift für die 
HIV-Prävention. Beispiel Russland: 
Positive Äußerungen über Homosexu-
alität sind strafbar, sodass HIV-Präven-
tion fast unmöglich ist. Drogenabhän-
gige Menschen bekommen keine Sub-
stitutionstherapien oder saubere Sprit-
zen, sondern werden als Kriminelle 
behandelt. Das Resultat: dramatisch 
hohe Infektionszahlen. Die Diskrimi-
nierung von HIV-Positiven schreckt 
übrigens viele Menschen vom HIV-
Test und damit von einer Behandlung 
ab – auch in Deutschland.

Wir widmen uns dem Problem auf ver-
schiedenen Ebenen: In Russland, Bela-
rus und der Ukraine helfen wir, bei-
spielhafte Präventions- und Versor-
gungsprojekte auf die Beine zu stellen. 
Wir unterstützen die Organisationen 
vor Ort bei der Suche nach Finanzie-
rungsquellen, gestalten Trainings für 
Menschen in Sozialarbeit und Selbst-
hilfe mit, teilen Wissen und Erfah-
rungen. Diese Projekte haben dann oft 
eine wichtige Leuchtturmfunktion in 
den Ländern. 
Die Deutsche AIDS-Hilfe beherbergt 
außerdem das Netzwerk AIDS Action 
Europe mit mehr als 400 Organisati-
onen. Von unserer Geschäftsstelle aus 

Drei Fragen an Holger Wicht
von der Deutschen AIDS-Hilfe

Auch wenn der vollständige Name „Deutsche AIDS-Hilfe“ lautet, ist die 1983 
gegründete Organisation auch europaweit tätig. Die Vertretung von Menschen 
mit HIV/AIDS ist selbstverständlich kein Thema, welches an Ländergrenzen Halt 
macht. Nicht in allen Ländern ist das Wissen über das Virus so weit verbreitet 
beziehungsweise wird inzwischen mit Unterstützung von Politik und Öffentlichkeit 
weiter verbreitet. Manchmal ist eher das Gegenteil der Fall. Das stellt Organisati-
onen und Initiativen, die sich der Aufklärung verschrieben haben, vor Herausfor-
derungen. Holger Wicht, Pressesprecher der AIDS-Hilfe, hat uns ein paar Fragen 
zu internationalen Aktivitäten der AIDS-Hilfe beantwortet.

betreibt es Lobbyarbeit und speist das 
Fachwissen aus Zivilgesellschaft und 
Selbsthilfe in EU-Gremien ein. Da 
geht es sehr stark um die Frage, wie 
man den Zugang zu Prävention, Te-
stung, Beratung und Behandlung ver-
bessern kann. Die Organisationen en-
gagieren sich national und internatio-
nal gegen Stigmatisierung von Men-
schen mit HIV, Hepatitis und Tuber-
kulose sowie besonders stark betrof-
fener Gruppen. 

Haben Sie ein konkretes Beispiel bezie-
hungsweise Projekt, welches Ihnen be-
sonders am Herzen liegt und welches Sie 
kurz vorstellen können? 

Gemeinsam mit der Berliner Klinik 
Charité und Partnern in den Ländern 
engagieren wir uns für drogenabhän-
gige schwangere Frauen in Georgien 
und Weißrussland. Viele von ihnen 
sind HIV-positiv. Sie und ihre Kinder 
benötigen dringend Unterstützung, 
haben aber keine Lobby. Den Frauen 
wird schlicht das Recht abgesprochen, 
Kinder zu bekommen. Sie werden 
strafrechtlich verfolgt und statt der nö-
tigen medizinischen Unterstützung 
erhalten sie oft nur den Rat zur Abtrei-
bung. Auch hier müssen Zivilgesell-
schaft und Selbsthilfe ausgleichen, was 
die staatlichen Gesundheitssysteme 
versäumen oder sogar verschlimmern.
 
In vielen europäischen Staaten erleben 
wir derzeit einen Rechtsruck in den Re-
gierungen. Minderheiten sind immer die 

ersten Opfer solcher Entwicklungen. Wie 
reagieren die AIDS-Hilfe und ihre interna-
tionen Partner*innen darauf?

Wir setzen uns im eigenen Land wie 
international mit Kampagnen und 
Lobbyarbeit für eine offene, plurali-
stische Gesellschaft ein. Auch hierzu-
lande erleben wir ja zurzeit viel Feind-
lichkeit und ein Aufkeimen völkischen 
Gedankenguts: Der Wert von Men-
schen wird wieder verstärkt an der 
Herkunft, der Wert von Lebensweisen 
an der biologischen Reproduktion ge-
messen. Eine riesige Gefahr! Es gilt 
herauszustellen: Menschenrechte sind 
nicht verhandelbar. Aber auch: Schutz 
und Stärkung von Minderheiten sind 
die Grundlage von Prävention. Wo 
Staat und Betroffene zusammenarbei-
ten, wie in Deutschland, gibt es wenige 
Infektionen. Manchmal können wir 
dazu beitragen, dass auch in anderen 
Ländern Regierungen und zivilgesell-
schaftliche Organisationen zusam-
menfinden. Kurz: Es gilt, benachtei-
ligten Menschen eine Stimme zu ge-
ben und sie einzubeziehen. 

Die Fragen stellte Philipp Meinert

Weitere Informationen
unter: www.aidshilfe.de
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Die Sanktionen waren von Be-
ginn an umstritten, auch weil 
die Leistungen der Grundsi-

cherung am Existenzminimum orien-
tiert und schon jetzt deutlich zu gering 
bemessen sind. Die Sanktionen sind 
hart, sie betragen durchschnittlich 109 
Euro monatlich, in der Regel über drei 
Monate. Besonders hart können junge 
Menschen unter 25 Jahren sanktio-
niert werden. Ihnen droht schon bei 
einem ersten Verstoß ein vollständiger 
Verlust der Regelleistungen für drei 
Monate, im Wiederholungsfall können 
auch die Kosten für Unterkunft und 
Heizung wegfallen.  Wer sowieso 
schon finanziell schlecht da steht, für 
den oder die haben diese weiteren Ein-
schnitte oft drastische Folgen. „Men-
schen, die ohnehin am Existenzmini-
mum leben, werden durch Sanktionen 
noch weiter in die Not und schlimm-
stenfalls sogar in die Obdachlosigkeit 
gedrängt“ kritisiert Ulrich Schneider, 
Hauptgeschäftsführer des Paritä-
tischen Gesamtverbandes. Er macht 
klar, dass er die Sanktionen nicht nur 
für sinnlos, sondern auch für un-
menschlich hält.

Der Paritätische tritt für die vollständige 
Abschaffung der Sanktionen ein und hat 
dies bereits 2017 in einer Stellungnahme 
für das Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe formuliert, wo derzeit über die 

Verfassungsmäßigkeit einzelner Sankti-
onen verhandelt wird „Die Regellei-
stungen des SGB II sind nach Auffas-
sung des Paritätischen schon jetzt deut-
lich zu gering bemessen, so dass sich 
eine Kürzung des sozio-kulturellen Exi-
stenzminimums durch Sanktionen 
schon grundsätzlich verbietet“,  heißt es 
in einer Stellungnahme des Verbandes. 
Das vorrangige Ziel müsse es sein, Men-
schen in qualifizierte Arbeit zu bringen, 
nicht sie noch weiter unter Druck zu 
setzten. Sanktionen seien auch für das 
Ziel der Arbeitsmarktintegration kontra-
produktiv.

Am 15. Januar 2019 fand vor dem Bun-
desverfassungsgericht in Karlsruhe eine 
mündliche Verhandlung zur Verfas-
sungsmäßigkeit der Sanktionen statt. 
Dr. Joachim Rock, Leiter der Abteilung 
für Arbeit, Soziales und Europa im Pari-
tätischen, war als Sachverständiger gela-
den und schildert seinen Eindruck: „In 
der Verhandlung wurde erneut deutlich, 
dass die Sanktionen Betroffene stark 
belasten und es vor allem an individu-
ellen Fördermöglichkeiten fehlt. Die 
sehr gut vorbereiteten Bundesverfas-
sungs-richter*innen haben dabei mehr-
fach die praxisnahen Darlegungen der 
Sozial- und Wohlfahrtsverbände gewür-
digt, während die Bundesregierung sich 
sehr kritischen Nachfragen ausgesetzt 
sah.“ 

Das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts wird für Mitte 2019 erwartet.

Unabhängig davon, wie in Karlsruhe ent-
schieden wird: Der Paritätische plädiert 
dafür, Hartz IV zu überwinden. Der Ver-
band fordert unter anderem die Anhe-
bung der Regelsätze für Erwachsene auf 
571 Euro, den Ausbau von Qualifizie-
rungs- und Beschäftigungsangeboten, 
den Aufbau eines sozialen Arbeitsmarkes 
und die Abschaffung der Sanktionen. 
„Die Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de muss grundlegend neu gestaltet wer-
den. Die Abschaffung der Sanktionen ist 
dabei ein notwendiger, erster Schritt“, so 
Schneider.

Philipp Meinert

Sanktionen
vor Gericht

„Fördern und Fordern“ – unter diesem Motto standen die Hartz-
Reformen am Arbeitsmarkt. Entgegen des darin enthaltenen 
Versprechens wurden die Mittel für die aktive Arbeitsförderung 
in den folgenden Jahren erheblich reduziert, gleichzeitig wuchs 
die Zahl der Sanktionen, die gegen Grundsicherungsberechtigte 
ausgesprochen wurden. So gab es 2017 950.000 Sanktionen, im 
Jahr 2007 waren es dagegen trotz über einer Million mehr Lei-
stungsberechtigten „nur“ 780.000 gewesen. Drei Viertel der 
Sanktionen entfielen auf sogenannte „Meldeversäumnisse“, bei-
spielsweise auf das Verspassen eines Termins im Jobcenter.

„Die Bundesregierung sah 
sich sehr kritischen
Nachfragen ausgesetzt.“

Dr. Joachim Rock



27www.der-paritaetische.de 2 | 2019

Sozialpolitik

Als „gelungenen Aufschlag“ begrüßte 
der Paritätische Wohlfahrtsverband das 
Konzept von Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil für eine Grundrente. Im Un-
terschied zu den Vorgängervorschlägen 
sowie den Vereinbarungen im Koaliti-
onsvertrag sieht das Konzept von Heil 
den Verzicht auf eine Bedürftigkeitsprü-
fung vor, lobt der Verband. Dies sei ein 
wichtiges Signal, dass mit der Grund-
rente wirklich die Lebensleistung derje-
nigen anerkannt werde, die über Jahre 
erwerbstätig waren. Gleichzeitig mahnt 
der Verband weitere Verbesserungen an. 
Zur wirksamen Bekämpfung von Alters-
armut brauche es auch eine umfassende 
Reform der Altersgrundsicherung, for-
dert der Paritätische.

„Das Konzept des Bundesarbeitsmini-
sters ist ein höchst gelungener Auf-
schlag. Erstmalig legt die Bundesregie-
rung ein Modell für eine echte Grund-
rente vor, die den Namen verdient und 
nicht nur eine Sozialhilfe Plus darstellt“, 
so Ulrich Schneider, Hauptgeschäfts-
führer des Paritätischen Gesamtver-
bands. Zentrale Verbesserung im Ver-
gleich zu den vorherigen Konzepten sei, 
dass sich die Grundrente alleine an den 
geleisteten Arbeitsjahren orientiere und 
nicht an Vermögensverhältnissen. „Bei 
der Rente geht es darum, eine Lebens-
leistung anzuerkennen. Sie dient nicht 
in erster Linie der Verhinderung von 
Armut, sondern muss allen das Gefühl 
geben, dass Arbeit sich lohnt“, so 
Schneider. Es könne nicht sein, dass 

dies nicht für Menschen gelte, die das 
Glück hätten zu erben oder einen rei-
chen Partner zu haben.

Notwendig sei jedoch eine armutspoli-
tische Flankierung der Grundrente, for-
dert der Verband. So empfiehlt der Pa-
ritätische, die Grundrente angesichts 
der Verwerfungen auf dem Arbeits-
markt und vieler gebrochener Erwerbs-
biografien bereits nach 25 Beschäfti-
gungsjahren und Freibeträge auf Ren-
teneinkommen für alle Altersgrundsi-
cherungsbeziehenden zu gewähren.

„Die Grundrente ist ein wichtiger 
Schritt, um die verdeckte Armut im 
Alter zu beseitigen“, so Schneider. 
Etwa drei Viertel der Menschen, die 
bereits heute Anspruch auf die Grund-
sicherung im Alter hätten, nähmen 
diese aus Scham oder Unwissenheit 
nicht wahr. „Die Grundrente darf als 
Weg aus Armut und Fürsorgeabhän-
gigkeit daher nicht unterschätzt wer-
den.“ Richtig sei aber auch, dass eine 
Großzahl altersarmer Menschen durch 
diese Grundrente nicht erreicht wird 
und daher unter armutspolitischen Ge-
sichtspunkten weitere Maßnahmen 
notwendig sind.

Die geplante Aufwertung von Rentenan-
sprüchen aus Niedriglohnbeschäftigung 
begrüßt der Paritätische ausdrücklich. 
Der Verband schlägt jedoch vor, die Auf-
wertung bereits ab 25 Beschäftigungs-
jahren greifen zu lassen, um Menschen 
mit längeren Zeiten der Erwerbsminde-
rung oder Arbeitslosigkeit stärker zu be-
rücksichtigen. Für die Menschen, die 
dennoch weiterhin auf Grundsicherung 
angewiesen seien, seien die Leistungen 
deutlich zu erhöhen.

Darüber hinaus fordert der Paritätische, 
den geplanten Freibetrag in der Grund-
sicherung im Alter so zu gestalten, dass 
ein Grundfreibetrag von 100 Euro für 
alle Renten eingeführt wird und von 
darüber liegenden Renten zusätzlich 20 

Prozent nicht auf die Grundsicherung 
angerechnet werden sollen. „So kann 
die Bekämpfung von Armut mit der An-
erkennung der Lebensleistung verbun-
den werden“, betont Schneider. Gleich-
zeitig würde die Benachteiligung von 
Rentnerinnen und Rentnern gegenüber 
Berechtigten der betrieblichen und pri-
vaten Vorsorge beendet, denn für deren 
Leistungen bestünden bereits ähnliche 
Freibeträge.

Zuspruch auch vom VdK Deutschland
Auch andere Expert*innen und Orga-
nisationen begrüßten das Konzept, da-
runter der Sozialverband VdK. Verena 
Bentele, Präsidentin des VdK betonte: 
„Der Sozialverband VdK Deutschland 
hat sich seit langem dafür stark ge-
macht, dass die Rente von Geringver-
dienern aufgestockt wird. Arbeitneh-
mer müssen nach einem Leben voller 
Arbeit die Sicherheit haben, eine Rente 
oberhalb des Grundsicherungsniveaus 
zu erhalten. Die Lebensleistung dieser 
Personen muss sich auch in einer aus-
reichenden Rente widerspiegeln. Des-
halb ist es wichtig und richtig, dass 
niedrige Renten nun aufgewertet wer-
den sollen. Der VdK kritisiert aber die 
starren Zugangsvoraussetzungen von 
35 Beitragsjahren und dass Zeiten von 
Arbeitslosigkeit nicht berücksichtigt 
werden sollen.“

Langfristig müsse es Ziel sein, so die 
VdK-Präsidentin, dass die Zahl der Be-
zieher einer solchen geplanten Grund-
rente zurückgeht. Dazu brauche es 
„mehr Tarifbindung mit anständigen 
Löhnen und eine Erhöhung des Min-
destlohns auf über 12 Euro, damit je-
der nach einem Leben voller Arbeit 
automatisch eine Rente oberhalb der 
Grundsicherung erhält“, so Bentele.

Grundrente: Paritätischer begrüßt Vorschlag von
Arbeitsminister Hubertus Heil
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Das Bündnis Kindergrundsicherung, 
ein Zusammenschluss von Sozial-, 
Wohlfahrts-, Fachverbänden und 
Wissenschaftler*innen, hat sein Kon-
zept für eine Grundsicherung für alle 
Kinder überarbeitet. Auf Basis des neu-
en Existenzminimumberichtes der 
Bundesregierung schlägt das Bündnis 

eine Kindergrundsicherung in Höhe 
von 628 Euro im Monat vor und be-
nennt Kriterien, die für eine durch-
schlagende Reform unverzichtbar sind.

„Das bürokratische Nebeneinander 
von Kindergeld, Kinderzuschlag, Bil-
dungs- und Teilhabepaket, Kinderfrei-
betrag und vielem mehr wird von den 
Bürgerinnen und Bürgern nicht mehr 
verstanden. Was wir brauchen, ist eine 
Leistung, eine echte Kindergrundsi-
cherung und die muss unbürokratisch, 
effizient, gerecht und auskömmlich 
sein. Dies gilt für alle, die mit diesem 
Titel arbeiten wollen“, erklärt Ulrich 
Schneider, Hauptgeschäftsführer des 
Paritätischen Gesamtverbandes und 
Sprecher des Bündnisses. Die Höhe 
der Kindergrundsicherung müsse an 
ein realistisch berechnetes kindliches 
Existenzminimum gekoppelt sein, das 
auch Bildung und Teilhabe von Kin-

dern umfasst, so die Bündnisforde-
rung. Nach aktuellen Berechnungen 
läge dies bei 628 Euro. Das Bündnis 
begrüßt, dass das Konzept einer Kin-
dergrundsicherung zunehmend ge-
sellschaftliche sowie politische Unter-
stützung findet. Nach Bündnis 90/ 
Grüne und Linkspartei fordert inzwi-
schen auch die SPD eine eigenständige 
Grundsicherung für Kinder. Grund-
sätzliche Bereitschaft für eine größere 
Reform hat auch die FDP signalisiert.

Mehr Infos unter: 
www.kinderarmut-hat-folgen.de

Unbürokratisch, effizient, gerecht, auskömmlich:  
Bündnis fordert echte Kindergrundsicherung 

Der Entwurf für ein Gesetz zur „Ver-
besserung der Information über ei-
nen Schwangerschaftsabbruch“ wur-
de vom Paritätischen Wohlfahrtsver-
band scharf kritisiert. Der zwischen 
Union und SPD ausgehandelte Kom-
promiss sei halbherzig und stelle eine 
massive Einschränkung des Informa-
tions- und Selbstbestimmungsrechtes 
von Frauen dar. Der Verband warnt 
vor neuen Rechtsunsicherheiten für 
Ärztinnen und Ärzte und fordert die 
ersatzlose Streichung des umstrit-
tenen Paragrafen 219a aus dem Straf-
gesetzbuch.

„Informationen über Schwanger-
schaftsabbrüche müssen für alle 
Frauen frei zugänglich sein. Dass 
Ärztinnen und Ärzte, die Schwanger-
schaftsabbrüche vornehmen, künftig 
zwar über das Ob, weiterhin aber 
nicht über das Wie informieren dür-
fen sollen, ist absurd“, so Ulrich 
Schneider, Hauptgeschäftsführer des 
Paritätischen Gesamtverbands. „Die-

ser Kompromiss ist gleichermaßen 
ein Misstrauensvotum gegenüber 
Frauen als auch gegenüber Ärztinnen 
und Ärzten.“ Der geplante Verweis 
der betroffenen Frauen auf eine durch 
öffentliche Behörden geführte Liste 
sei zudem Ausdruck staatlicher Be-
vormundung und eine völlig über-
flüssige Bürokratisierung. „Statt 
Frauen in akuten Notsituationen den 
selbstbestimmten Zugang zu Infor-
mationen so leicht wie möglich zu 
machen, sollen sie in dieser höchst-
persönlichen Lebensfrage auf Institu-
tionen verwiesen werden, die fern 
ihrer Lebenswirklichkeit liegen. Das 
ist nicht nur schikanös, sondern auch 
frauenfeindlich“, kritisiert Schneider.

Der Paritätische Gesamtverband for-
dert die ersatzlose Streichung des  
§ 219a StGB sowie einen altersunab-
hängigen Zugang zu kostenfreien 
Verhütungsmitteln für Menschen 
mit geringem Einkommen. 

§ 219a: Paritätischer fordert ersatzlose Streichung des 
Schwangerschaftsabbruch-Informations-Paragrafen

„Wir Kinder haben 
Rechte!“ Motto zum 
Weltkindertag 2019

Der diesjährige Weltkindertag am 20. 
September steht unter dem Motto „Wir 
Kinder haben Rechte!“. UNICEF Deutsch-
land und das Deutsche Kinderhilfswerk 
unterstreichen damit die Forderung, dass 
alle Kinder besser über ihre Rechte infor-
miert, dass sie ernster genommen und 
mehr an der Gestaltung unserer Gesell-
schaft beteiligt werden müssen. 2019 ist 
Kinderrechtsjahr: Am 20. November fei-
ert die UN-Konvention über die Rechte 
des Kindes ihren 30. Geburtstag. 
„Die Interessen und Belange von Kindern 
werden in Deutschland nach wie vor unzu-
reichend berücksichtigt. Deshalb ist es ein 
wichtiges Signal an die gesamte Gesell-
schaft, das Recht von Kindern auf Beteili-
gung an den sie betreffenden Fragen her-
vorzuheben. Schließlich sind sie Exper-
tinnen und Experten in eigener Sache“, so 
Holger Hofmann, Bundesgeschäftsführer 
des Deutschen Kinderhilfswerkes.
Am Weltkindertag am 20. September rü-
cken bundesweit zahlreiche Aktionen und 
Veranstaltungen die Lage der Kinder auf 
der Welt und in Deutschland in den Mittel-
punkt. Am Sonntag, den 22.September, 
finden in Berlin und Köln unter dem Motto 
„Wir Kinder haben Rechte!“ die beiden 
größten Kinder- und Familienfeste mit je-
weils 100.000 großen und kleinen Besu-
cherinnen und Besuchern statt.
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Auch in diesem Jahr wurde Prof. 
Dr. Rolf Rosenbrock zum traditi-
onellen Neujahrsempfang von 
Bundespräsident Dr. Frank-Wal-
ter Steinmeier und Elke Büden-
bender in das Schloss Bellevue 
eingeladen. Der Vorsitzende des 
Pariätischen Gesamtverbandes 
fand folgende Worte: „Gesell-
schaftliche Gräben nicht verleug-
nen oder verdrängen, sondern 
benennen und sowohl durch po-
litisches Handeln als auch durch 
persönliche Kommunikation be-
arbeiten und überwinden – ich 
hoffe und arbeite daran, dass uns 
dies im Neuen Jahr noch besser 
gelingt als in der Vergangenheit.“

Herzlichen Glückwunsch, 
Claus Helmert

Finanzdirektor Claus Helmert (rechts 
im Bild) ist seit Februar 2019 stolze 40 
Jahre im Paritätischen Gesamtverband 
tätig. 
Da gratulierte nicht nur Ulrich Schnei-
der, der übrigens in diesem Jahr sein 
20. Jubiläum als Hauptgeschäftsführer 
feiert, sondern die gesamte Belegschaft 
stieß auf ihren Kollegen an.
Wir freuen uns auf die nächsten Jahre.

Demokratie in die Kita bringen

Vorsitzender trifft Bundespräsidenten

Für viele Kinder in Deutschland begin-
nt mit dem Besuch der Kita erstmalig 
ein Lebensabschnitt, in dem sie viel 
Zeit am Tag außerhalb ihrer vertrauten 
Familie verbringen. Zum ersten Mal 
erleben sie, wie eine größere Gemein-
schaft von Menschen – ihre Kitagruppe 
– organisiert ist und welche Rechte die 
einzelnen Kinder und die Erwachsenen 
haben. Die Kita bietet damit Kindern 
viele Möglichkeiten, Demokratie im Le-
bensalltag zu erfahren und einen Bei-
trag zur Demokratieförderung und -bil-
dung zu leisten. Dazu ist es wichtig, 
eine entsprechende Haltung zu entwi-

ckeln, Kinder zu partizipieren, kinder-
rechtsorientiert und diskriminierungs-
sensibel zu arbeiten. Unter „Partizipa-
tion und Demokratieförderung in der 
Kindertagesbetreuung“ hat der Paritä-
tische ein umfangreiches Informa-
tions- und Qualifizierungsangebot ge-
schaffen. Es gibt mehrere Dokumentar- 
und Erklär-Filme, ein ABC der Partizi-
pation und Arbeitshilfen für die Fach-
kräfte. All das ist zu finden unter:
www.kita.paritaet.org
Gefördert vom  BMFSFJ im Rahmen 
des Bundesprogramms Demokratie le-
ben! 

Anliegen und Probleme selbst in die 
Hand nehmen, sich zu organisieren 
und gegenseitig zu stützen – das ist 
Selbsthilfe. Unter dem Motto „Wir 
hilft“ findet erstmalig und bundesweit 
von 18. bis 26. Mai 2019 die Aktionswo-
che Selbsthilfe statt. Der Paritätische 
lädt alle Gruppen, Organisationen und 
Kontaktstellen der Selbsthilfe inner-

halb und außerhalb des Paritätischen 
ein, sich mit Aktionen zu beteiligen: Ob 
Flashmob, Social Media-Aktion oder 
Fachveranstaltung - der Phantasie sind 
keine Grenzen gesetzt! Die Initiative 
wird unterstützt durch die Krankenkas-
sen AOK und BKK sowie die Glücksspi-
rale. Mehr Informationen unter: 
www.wir-hilft.de

Selbsthilfe stärken
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Die Marken mit einem zusätzlichen 
Centbetrag werden seit nunmehr 70 
Jahren zugunsten der Freien Wohl-
fahrtspflege herausgegeben. Empfän-
ger der Pluserlöse ist die Bundesarbeits-
gemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege e.V. Die in ihr zusammenge-
schlossenen Organisationen unterstüt-
zen damit die soziale Arbeit in unserem 
Land.
Im Jahr 2019 sind Motive aus der Ge-
schichte „Das tapfere Schneiderlein“ 
Gegenstand der Sondermarkenserie 
„Grimms Märchen“. 
Die Wohlfahrtsmarken wurden am 
4.  Februar auch an Bundespräsident 

Steinmeier und Bundesfinanzminister 
Olaf Scholz übergeben. Den Paritä-
tischen vertrat dabei Claus Helmert.

Die Marken können bestellt werden:
www.wohlfahrtsmarken.paritaet.org

 „Sie leiden extrem – nicht nur unter der 
Krankheit in der Familie, sondern vor 
allem auch unter der Stigmatisierung 
und Tabuisierung der Erkrankung der 
Eltern“, sagte Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, 
Vorsitzender des Paritätischen Gesamt-
verbandes auf der Auftaktpressekonfe-
renz zur zehnten bundesweiten Akti-
onswoche für Kinder aus Suchtfamilien 
in Berlin im Februar. „Diese Kinder su-
chen sich oft keine Hilfe, aus Scham 
oder aus Angst vor den Konsequenzen. 
Stattdessen übernehmen sie in ihren Fa-
milien Rollen, die weder ihrem Ent-
wicklungsstand noch ihren Kräften ent-
sprechen. Das alles hat häufig zur Folge, 
dass sie selbst eine Erkrankung entwi-
ckeln.“
 „Wir fordern die Bundesregierung auf, 
die vom Parlament beschlossenen Auf-
klärungsmaßnahmen für die Bevölke-
rung sowie die geplante Entstigmatisie-
rungskampagne 2019 bundesweit zu 
starten und die dafür notwendigen fi-
nanziellen Mittel in angemessenem 
Umfang im Bundeshaushalt 2020 aus-
zuweisen und bereitzustellen“, forderte 

Rolf Rosenbrock.
Die bundesweite Aktionswoche für Kin-
der aus Suchtfamilien bot ein reiches 
Angebot von 120 Veranstaltungen in 
über 60 deutschen Städten. Viele davon 
waren Weiterbildungen für Fachkräfte. 
Mehr Infos sind unter www.coa-aktions-
woche.de zu finden. 
Die Schauspielerin Katrin Sass ist 
Schirmherrin der Aktionswoche, die  
von der Kaufmännischen Krankenkasse 
(KKH) gefördert wurde. Zeitgleich fan-
den Aktionswochen auch in den USA, 
Großbritannien und erstmals auch in 
der Schweiz statt.

Korrektur: Falsches Zitat in
DER PARITÄTISCHE 1/19

Bedauerlicherweise ist uns ein Fehler 
bei der Zuweisung der Zitate der 
Unterstützer*innen unseres Armuts-
kongresses auf den Seiten 18 und 19 in 
der letzten Ausgabe unterlaufen.
Herrn Kurt Nikolaus von der Koordi-
nierungsstelle gewerkschaftlicher Ar-
beitslosengruppen wurde versehent-
lich ein Zitat der Tafel Deutschland 
zugewiesen. Tatsächlich antwortete 
Herr Nikolaus auf die Frage, wo er aus 
seiner Sicht die größten armutspoli-
tischen Herausforderungen sehe, fol-
gendes:
„Bei Erwerbslosigkeit und bei Beschäf-
tigung sind das Versagen sozialer Si-
cherung, die Zunahme schlechter Ar-
beitsbedingungen und die ausge-
dünnte öffentliche Daseinsvorsorge 
die Hauptprobleme. Hartz IV schützt 
nicht vor Armut, Löhne sichern nicht 
den Lebensunterhalt, erst recht nicht 
wenn die Mieten explodieren.“
Wir bitten um Entschuldigung.

Studie zu Nachwuchs im Ehrenamt

Die Situation kennen viele, die sich eh-
renamtlich engagieren. Ein neuer Ver-
einsvorstand muss gewählt werden, 
der bisherige Vorsitzende will aus Al-
tersgründen aufhören, auch einige 
Vorstandsmitglieder wollen berufs- 
oder altersbedingt kürzertreten. Aber 
Nachfolger sind nicht in Sicht. Das 
Werben bleibt lange Zeit erfolglos, im-
mer wieder gibt es Absagen, entweder, 
weil die Angefragten die Arbeitsbela-
stung, die mit einer solchen Aufgabe 
verbunden ist, nicht abschätzen kön-
nen oder sie sich nicht zutrauen, aber 
auch, weil man Angst hat vor den Ri-
siken der Vorstandsarbeit und hier 
nicht ausreichend informiert ist. 
Das Thema treibt den Paritätischen 
Thüringen und seine Mitgliedsorgani-
sationen schon seit langem um. Und 
die Notwendigkeit, hier aktiv zu wer-
den, unterstreicht eine Studie der 
Ernst Abbe Hochschule Jena, die in 
enger Verbindung mit dem Paritä-
tischen Landesverband Thüringen 
entstanden ist. 
Alles weitere unter: www.isoe.org

Drei auf einen Streich: Paritätischer stellt neue Wohlfahrtsmarken vor

Paritätischer und NACOA starten Aktionswoche zum Thema Sucht
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Zwei Tage lang diskutierten Frei-
willige im FSJ und BFD sowie 
Vertreterinnen und Vertreter 

von Einsatzstellen und Trägern Paritä-
tischer Strukturen gemeinsam mit Gä-
sten aus Politik, Zivilgesellschaft und 
Forschung über den Hintergrund und 
die Bedeutung von Menschenrechten. 
140 Teilnehmende aus ganz Deutsch-
land reisten nach Berlin, um sich mit 
den Menschenrechten in den Freiwilli-
gendiensten auseinanderzusetzen.
Eröffnet wurde die Veranstaltung durch 
eine Videobotschaft von Prof. Dr. Rolf 
Rosenbrock. Nach anschließender Be-
grüßung durch die Tagungsleiterinnen 
Julia Schlicht und Kristin Napieralla 
sowie Moderator Florian Wenzel visua-
lisierte Lea Fenner von erste Span-
nungsfelder des Themenspektrums: 
Darf es sein, dass universelle Men-
schenrechte erst mit der Anerkennung 
durch den jeweiligen Staat gelten? Ha-
ben ausschließlich Staatsbürgerinnen 
und Staatsbürger einen Anspruch auf 
diese Rechte, ihre Achtung und Sicher-
stellung? 
Am Mittag gestaltete die Berliner Rap-
perin Sookee einen sehr persönlichen 
und emotionalen Input. Im Gespräch 
mit den Teilnehmenden erzählte die fe-
ministische Aktivistin auf fesselnde 
Weise von persönlichen Erfahrungen 
im Umgang mit und dem Einsatz für 
Menschenrechte. Ihre Quintessenz: wir 
sollten hinterfragen, wie wir uns und 
andere sehen und bewerten. Für die 
Teilnehmenden war dies ein Highlight 
der Veranstaltung. 
In einer anschließenden Fishbowlrun-
de stellten sich Stefanie Krebs-Pahlke 
von Amnesty International Berlin/

Forum der Paritätischen Freiwilligendienste
Am 8. und 9. Februar 2019 veranstalte-
te der Paritätische Gesamtverband zum 
zweiten Mal das Forum der Paritä-
tischen Freiwilligendienste in Berlin. 
Unter dem Thema „Menschenrechte“ 
knüpfte die partizipative Veranstaltung 
an die Vorjahreskampagne des Gesamt-
verbandes an. 

Brandenburg und Sawsan Chebli, Berli-
ner Staatssekretärin für Bürgerschaft-
liches Engagement und Internationales 
sowie Bevollmächtigte des Landes Ber-
lin beim Bund, den Fragen der mehr-
heitlich jungen Teilnehmenden. Ab-
schluss des ersten Tages bildeten Ar-
beitsgruppen, in denen zum Thema 
„Fünfzehn Sekunden für mein Men-
schenrecht“ kreative Kurzvideos in Ei-
genregie erstellt und zum Auftakt des 
zweiten Tages im Plenum vorgeführt 
wurden. 
Inputgeberin des zweiten Tages war 
Nina Los vom Berliner Peng! Kollektiv. 
Sie begeisterte mit einem spannenden 
Input über humorvolle und provokative 
Projektkunst als Mittel für einen öffent-
lichkeitswirksamen Einsatz für Men-
schenrechte. Unter dem Titel „Und ac-
tion! Was geht – was nicht?“ diskutierte 
sie mit den Teilnehmenden über ver-
schiedene Formen des Protestengage-
ments und des kontroversen zivilen 
Ungehorsams. Anschließend entwi-
ckelten die Teilnehmenden Spontanak-
tionen. Bei der abschließenden Ergeb-
nispräsentation wurde deutlich, dass 
viele Teilnehmende in zukünftigen Pro-
jekten vor allem über Menschenrechte 
aufklären möchten. So soll beispiels-
wiese eine Menschenrechtsbox auf Tour 
gehen und Paritätische Freiwilligen-
dienstträger bundesweit erreichen. 
Wir danken allen Teilnehmenden für 
ihr Kommen und für das Teilen persön-
licher Erfahrungen, wertvoller Hinwei-
se und Stellungnahmen. Die Ergebnisse 
werden in einem Video zusammenge-
stellt, das zeitnah auf der Internetseite 
des Gesamtverbands erscheinen wird.
Weitere Informationen: www.freiwillig.
paritaet.org und unter 
#freiwilligwertvoll 

Dominik Evcimen
ist Praktikant für Freiwilligendienste in 

der  Abteilung Soziale Arbeit beim 
Paritätischen Gesamtverband.
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Europa befindet sich in der Krise. 
Wenige Monate vor den Wahlen 
zum Europäischen Parlament im 

Mai ist das Erscheinungsbild der Euro-
päischen Union desaströs. Der „Brexit“ 
ist dabei nur das offenkundigste An-
zeichen des schwindenden Zusam-
menhalts. Zum ersten Mal in der Ge-
schichte der europäischen Integration 
tritt zum 29. März – so zumindest der 
derzeitige Zeitplan – ein Mitgliedsland 
aus der EU aus. Es gibt damit drin-
genden Anlass den Zustand der Euro-
päischen Union einer kritischen Prü-
fung zu unterziehen, um aufbauend 
auf einer guten Analyse problemge-
rechte Lösungen zu entwickeln. Diese 
Aufgabe setzt sich Björn Hacker – Pro-
fessor an der Hochschule für Technik 
und Wirtschaft (htw) Berlin – in sei-
nem Buch „Weniger Markt, mehr Poli-
tik. Europa rehabilitieren.“    
Im Zentrum der Ausführungen von 
Hacker steht die Analyse der konkreten 
Krisenphänomene, die nach zehn Jah-
ren Dauerkrise das Vertrauen der Men-
schen in Europa erschüttern.  Es sei 
offenkundig, dass die aktuelle Politik 
nicht in der Lage ist, die Probleme zu 
lösen. Es dominiere seit etwa zehn Jah-
ren – den Beginn der krisenhaften Ent-
wicklung mit einer auf europäischen 
Ebene nachlassenden Kompromiss- 
und Beschlussfähigkeit datiert Hacker 
auf das Scheitern des EU-Verfassungs-
vertrags 2005 – eine Politik des Durch-
lavierens („muddling through“), die die 
strukturellen Probleme nicht löse, son-
dern im Gegenteil sogar verschärft. Pro-
minentes Beispiel für die krisenver-
schärfende Wirkung der EU-Politik sei 
das Beharren auf der Haushaltskonsoli-
dierung durch drastische Ausgaben-
kürzungen („Austerität“) im Rahmen 
der Eurokrise. Insbesondere in Grie-
chenland habe die Kopplung von Kre-
ditzusagen an die Haushaltskonsolidie-
rung ökonomisch kontraproduktiv ge-
wirkt und zu massiven sozialen Verwer-
fungen geführt. Insgesamt zeigt sich 
Hacker überzeugt: im Zentrum der 

Konflikte steht das Verhältnis von Markt 
und Politik. Die herrschende Markt-
gläubigkeit müsse überwunden werden 
mit einer gestaltenden Politik („mehr 
Politik“).
Die europäische Politik versage unter 
der Vorherrschaft der Marktgläubigkeit 
bei den drei zentralen Herausforde-
rungen: 
(1) Die EU und die Mitgliedsländer 
schafften es nicht die Konstruktions-
fehler der Wirtschaft- und Währungsu-
nion, die mit den Maastrichter Verträ-
gen vertraglich verankert wurden, zu 
korrigieren. Die WWU sei einseitig auf 
Stabilität ausgerichtet und die Möglich-
keiten einer expansiven Fiskalpolitik zu 
sehr eingeschränkt. Es fehle an Instru-
menten zur Bewältigung von Krisen 
und „asymmetrischen Schocks“. Not-
wendig sei ein struktureller Wandel der 
WWU hin zu einer Fiskalunion. 
(2) Im Rahmen der Marktgläubigkeit 
werde der sozialen Spaltung in Europa 
nichts entgegen gesetzt. Es dominiere 
eine Politik der Deregulierung, Flexibi-
lisierung und Privatisierung mit dem 
Ziel der Anpassung der Sozialstaaten 
an gegebenen Wettbewerbsdruck. Da-
mit sei soziale Sicherheit nicht zu reali-
sieren. Das „Europäische Sozialmodell“ 
erodiere. Von dem Versprechen einer 
sozialen Aufwärtskonvergenz könne 
angesichts der Eurokrise und der kon-
traproduktiven Austeritätspolitik insbe-
sondere in den südlichen Ländern Eur-
opa keine Rede mehr sein. Die Verab-
schiedung einer „Europäischen Säule 
der sozialen Rechte“ sei zwar zu begrü-
ßen, aber unzureichend, weil keine ein-
klagbaren Rechte etabliert würden (vgl. 
Interview im Heft Seite 12).
(3) Schließlich versage Europa bei einer 
angemessenen Reaktion auf Migration 
und Flüchtlingsbewegungen.
Zentrales Anliegen des Buches ist die 
„Rehabilitierung“ Europas durch koor-
dinierte konkrete Problemlösungsstra-
tegien auf europäischer und nationaler 
Ebene. Damit grenzt sich Hacker von 
verschiedenen alternativen Positionen 

ab. Explizit und nachdrücklich wider-
spricht er einer Politik der Renationali-
sierung, wie sie von der extremen Rech-
ten in Europa – etwa der Front National 
in Frankreich oder der AFD in Deutsch-
land vertreten wird – vertreten wird. 
Gleichzeitig grenzt er sich aber auch 
von der entgegengesetzten politischen 
Strategie ab, die auf eine Überwindung 
des Nationalstaats durch eine institutio-
nelle Neugründung der EU als „Repu-
blik Europa“ setzen (aktuell z.B. Ulrike 
Guerot). Beide Herangehensweisen 
seien ebenso wie der gegebene Status 
quo nicht geeignet, die genannten Pro-
bleme der EU und ihrer Mitgliedsländer 
zu lösen. Stattdessen plädiert Hacker 
für eine Rehabilitierung der „Methode 
Monnet“, womit er einen schrittweisen 
Ausbau der europäischen und natio-
nalen Handlungsfähigkeit beschreibt. 
Im Kern geht es auf beiden Ebenen um 
eine Abkehr von einer neoliberalen 
Marktgläubigkeit hin zu „mehr Politik“. 
Dafür werden konkrete vorliegende Vor-
schläge gesichtet und gebündelt, die aus 
seiner Sicht geeignet erscheinen, die 
genannten zentralen Probleme zu lö-
sen. In der Summe entsteht ein durch-
aus überzeugendes umfassendes Re-
formprogramm. In den Grundideen ist 
das Reformprogramm  von Björn Ha-
cker mit dem europapolitischen Grund-
satzpapier des Paritätischen vollständig 
kompatibel ist und geeignet wichtige 
Impulse zur weiteren Konkretisierung 
der Paritätischen Positionierung zu ge-
ben. Wer für europapolitische Debatten 
im Vorfeld der Wahlen zum Europä-
ischen Parlament eine gute Analyse 
und sachgerechte Lösungsvorschläge 
für zentrale Probleme Europas  sucht, 
sollte die Lektüre dieses anregenden 
Buches nicht scheuen. 

Dr. Andreas Aust

„Weniger Markt, 
Mehr Politik“  

erschien im Dietz 
Verlag und kostet 

18 Euro.

Welche Wege führen aus der europäischen Krise? 
Björn Hacker fordert „weniger Markt, mehr Politik“, damit Europa 
vom Sündenbock zum Problemlöser werden kann 
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„An einer wirklichen und dauernden 
Verständigung zwischen Deutschland 
und Frankreich hängt die ganze euro-
päische Zukunft“ – dieser Ausspruch 
von Konrad Adenauer scheint aktueller 
denn je. Im Januar dieses Jahres wurde 
mit dem Vertrag von Aachen ein neuer 
Freundschaftsvertrag zwischen beiden 
Ländern geschlossen. Er soll den soge-
nannten Elysée-Vertrag, aus dem u.a. 
auch das Deutsch-Französische Ju-
gendwerk (DFJW) hervorgeht, bekräf-
tigen. Von seinen Programmen konn-
ten in den vergangenen Jahrzehnten 
zahlreiche paritätische Mitgliedsorga-
nisationen profitieren. Grund genug, 
um mit familienpolitischen Referent/-
innen der Paritätischen Verbandsstruk-
turen im Vorfeld nach Paris zu reisen, 
um neue Impulse für die eigene poli-
tische Arbeit zu erhalten und Formen 
der Zusammenarbeit zu diskutieren. 
Die Studienreise wurde vom Deutsch-
Französischen Jugendwerk gefördert.
Verschiedene Wohlfahrtsorganisationen 
wurden vor Ort besucht. Zu Gast bei der 
Ligue de l’Enseignement und der Fédé-
ration Nationale des Francas standen 
klassische Themen der Wohlfahrts-
pflege zur Diskussion, wie der Zugang 
zu formaler und non-formaler Bildung 
und die Möglichkeit zur Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Beide Verbän-
de sind landesweit organisiert, laizis-
tischen Grundsätzen verpflichtet und 
stellen zahlreiche Unterstützungslei-
stungen für Kinder und Familien zur 
Verfügung. 

Deutlich wurde, dass der Einsatz von 
Freiwilligen und die Fortentwicklung 
von non-formalen Ausbildungsgängen 
entscheidende Faktoren für die Arbeit 
der Wohlfahrtsorganisationen in Fran-
kreich sind. Da es in Frankreich außer-
halb des Lehrerstudiums keinen for-
malen Bildungsgang für pädagogische 
Berufe gibt, hat die Qualifizierung von 
Mitarbeiter/-innen, besonders auch für 
den eigenen Bedarf, hohen Stellenwert. 
Die Paritätischen Vertreter/-innen zog 
es auch raus aus Paris, nach Bords de 
Marne. Dort besuchten sie eine missi-
on locale, eine von vielen hundert Be-
ratungsstellen für arbeitslose junge 
Menschen in Frankreich. Sie bietet 
eine umfassende ganzheitliche Bera-
tung, die nicht nur auf die Vermittlung 
in den Arbeitsmarkt abzielt, sondern 
die gesamte Lebenssituation der Ju-
gendlichen analysiert und begleitet. 
Auch die französische Generalsekretä-
rin des DFJW, Béatrice Angrand, emp-
fing die paritätische Gruppe. Sie stellte 
die Historie der Organisation dar und 
zeigte Themenfelder für die zukünf-
tige Zusammenarbeit auf. Schnell 
wurde allen klar: Soziale Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen ist ein ent-
scheidender Motor der deutsch-franzö-
sischen Freundschaft. Auch zukünftig 
will das DFJW im Rahmen seiner Stra-
tegie „Diversität und Partizipation“ ins-
besondere Jugendlichen aus sozial 
schwachen Familien oder mit Diskri-
minierungserfahrung die Möglichkeit 
bieten, an einem deutsch-franzö-

sischen Austausch teilzunehmen. Das 
DFJW unterstützt jedes Jahr über 
9.000 Programme für junge Menschen 
zwischen 3 und 30 Jahren. Mehr dazu 
hier: https://www.dfjw.org/ 
In Kooperation mit der Friedrich-
Ebert-Stiftung fand auch noch ein Be-
such in der Assemblée Nationale, dem 
französischen Parlament statt. In dem 
Gespräch mit Guillaume Chiche, fami-
lienpolitischer Sprecher der Regie-
rungspartei „La République en Mar-
che“, wurde deutlich, dass sich die 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 
Beruf in Frankreich ähnlich schwierig 
wie in Deutschland gestaltet. Auch mit 
Blick auf steuerliche Freibeträge, Ehe-
gattensplitting sowie die steuerrecht-
liche Behandlung von Alleinerziehen-
den gibt es in Frankreich ähnliche 
Diskussionen. Hinzu kommt: Auch in 
Frankreich gilt eines von fünf Kindern 
als arm. 
Die Teilnehmer/-innen der Studienrei-
se schätzen die Bedeutung der Arbeit 
des DFJW als sehr hoch ein, gerade 
auch was die Fördermöglichkeiten für 
Paritätischen Mitgliedsorganisationen 
betrifft. Derzeit erörtern die franzö-
sischen Partner die Möglichkeit eines 
Gegenbesuches in Deutschland. Eine 
ausführliche Dokumentation wird der-
zeit erarbeitet. Bei Interesse bitte kurze 
E-mail an: faf@paritaet.org.

Kathrin Frank ist Referentin für 
Familienhilfe/-politik, 

Frauen und frühe Hilfen beim 
Paritätischen Gesamtverband.

Soziale Arbeit dies- und jenseits des Rheins: 
Es lebe die deutsch-französische Freundschaft! 

Die Reisegruppe.
Ganz links im Bild:

Katrin Frank
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Kinder von Inhaftierten zwischen
Jugendhilfe und Justiz

Der Paritätische Gesamtverband führt 
in Kooperation mit Treffpunkt e.V. im 
Rahmen des Projekts „Netzwerk Kin-
der von Inhaftierten (KvI)“ einen Fach-
tag durch. Die Veranstaltung richtet 
sich an Verantwortliche aus Politik 
und Verwaltung, Mitarbeiter*innen 
der Justiz, Jugendhilfe und freie Trä-
ger, Engagierte und Fachkräfte aus 
Verbänden und Institutionen.
Der Fachtag trägt dazu bei, die Vernet-
zung von Verantwortlichen, speziali-
sierten Einrichtungen und Gefängnis-
sen auf bundesweiter Ebene zu verbes-
sern. Beispielhaft präsentiert sich das 
Modellprojekt des hessischen Justiz-
vollzugs für Angehörigenarbeit. 
Expert*innen beleuchten die kinder- 
und sozialrechtliche Perspektive des 
Themas sowie die Aufgaben, die sich 
aus der Empfehlung des Europarates 
für Deutschland ergeben: im April 
2018 hat die EU Richtlinien zum 
Schutz von Kindern inhaftierter Eltern  
veröffentlicht.
Der Paritätische Gesamtverband for-
dert darin u.a. die Kinder von Inhaf-
tierten als eigenständige, spezifisch 
gefährdete Zielgruppe mit besonderen 
Bedürfnissen und entsprechendem 
Hilfebedarf wahrzunehmen.

Wo?
Kulturwerkstatt Auf AEG

Fürther Straße 244 d
90429 Nürnberg

Pro Arbeit sozial 2019

Bei der diesjährigen Fachtagung Pro 
Arbeit sozial stehen die Möglichkeiten 
einer befähigenden Arbeitsmarktpoli-
tik und neue Wege aus der Langzeitar-
beitslosigkeit im Mittelpunkt. Am er-
sten Tag der zweitätigen Fachtagung 
geht es um das neue Teilhabechancen-
gesetz. 
Welche Gestaltungsoptionen bieten 
sich dafür in der Praxis, damit Lang-
zeitarbeitslose wieder am Arbeitsmarkt 
teilhaben können? Veranstalter sind 
die AG ARBEIT, der EFAS, die IDA 
und der Paritätische Gesamtverband. 
Am zweiten Tag stehen die lokale Um-
setzung und die Möglichkeiten eines 
kommunalen sozialen Arbeitsmarktes 
im Vordergrund. 
Dabei stellt sich besonders die Frage, 
wie auf die Lebenssituationen und Ar-
beitsmarktchancen von langjährigen 
Erwerbslosen und ihren Familien ein-
gegangen werden kann und wie die 
Hilfe aus der Sicht von Betroffenen 
gestaltet werden sollte. 
Veranstalter des zweiten Tages sind 
der Caritasverband für Stuttgart e. V., 
Bereich Arbeit, das Frauenunterneh-
men ZORA gGmbH, SBR - Gemein-
nützige Gesellschaft für Schulung und 
berufliche Reintegration mbH und das 
Sozialunternehmen NEUE ARBEIT 
gGmbH.

Wo?
Haus der Wirtschaft Stuttgart

Willi-Bleicher-Straße 19
70174 Stuttgart

Informationen und Anmeldungen zu 
diesen und weiteren  Veranstaltungen 

finden Sie unter
www.paritaet.org

26. März in Nürnberg 14. Mai in Berlin
9.-10. April in Stuttgart

Auftaktveranstaltung
Aktionswoche Selbsthilfe 2019

Die Auftaktveranstaltung für die Akti-
onswoche Selbsthilfe 2019 findet am 
14. Mai im Centre Monbijou in Berlin-
Mitte statt. Es erwartet Sie ein aktu-
elles Programm mit Vorträgen, Inter-
views und kulturellen Beiträgen zur 
und aus der Selbsthilfe in Deutsch-
land.
Als Auftakt zur bundesweiten Aktions-
woche findet in Berlin statt. Die Auf-
taktveranstaltung richtet sich an Ver-
treterinnen und Vertreter und Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter von Orga-
nisationen und Einrichtungen der 
Selbsthilfe, aus der Verwaltung, von 
Krankenkassen und Verbänden, aus 
der Politik und den Medien.
Bisher geplant:
•	 Eröffnung und Begrüßung: Prof. 

Dr. Rolf Rosenbrock, Vorsitzender 
Paritätischer Gesamtverband

•	 Vortrag zum „Wir“ in der Selbst-
hilfe: Prof. Dr. Frank Schulz-Nies-
wandt, Universität Köln

•	 Experteninterviews zu aktuellen 
Herausforderungen in der Selbst-
hilfe

•	 Kulturelles Rahmenprogramm ge-
staltet von Selbsthilfeaktiven 

Wo?
Centre Monbijou

Oranienburger Str. 13-14
10178 Berlin

Termine, Termine, Termine...

Paritätische 
Veranstaltungen
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An bezahlbarem und würdigem 
Wohnraum mangelt es in städtischen 
wie ländlichen Gebieten. Längst be-
trifft der Wohnungsmangel breite 
Schichten der Gesellschaft, besonders 
schwer haben es Menschen mit gerin-
gem Einkommen oder in schwierigen 
Lebenslagen. Gleiches gilt für soziale 
Organisationen: Auch sie finden kei-
nen geeigneten Wohnraum für die 
von ihnen betreuten Menschen. 
Wie können wir das ändern, was kön-
nen soziale Organisationen tun? Ein 
erfolgsversprechender Ansatz sind 

örtliche Kooperationen mit der Woh-
nungswirtschaft.
Der Paritätische Gesamtverband lädt 
daher gemeinsam mit dem Paritä-
tischen NRW für den 3. April 2019 zur 
Fachveranstaltung „Soziale Organisa-
tionen als Partner der Wohnungswirt-
schaft“ ein, die zugleich den Auftakt 
zur gleichnamigen Veranstaltungs-
reihe bildet. 
Schwerpunktthemen sind: 
•	 Sicherung und Akquirierung von 

Bestands- und Neubauwoh-
nungen

•	 Gemeinsames Bauen
•	 Stärkung von Nachbarschaften
•	 Bodenvergabe
•	 Bildung von Netzwerken
•	 Sicherung von lebenswertem 

Wohnraum in strukturschwachen 
Gebieten 

Geplant sind die Vorstellung von Bei-
spielen guter Praxis, Vorträge von 
Fachexpertinnen und -experten sowie 

Workshops zum Erfahrungsaus-
tausch zwischen den sozialen Trä-
gern. Außerdem sollen konkrete 
Handlungsempfehlungen entwickelt 
werden. Die Veranstaltung richtet 
sich an Paritätische Kreis-, Bezirks- 
und Landesverbände sowie an interes-
sierte Mitglieder, die auf diesem Ge-
biet aktiv sind oder werden wollen. 
Weitere Infos zur Veranstaltungsrei-
he folgen. 
Wann?	 3. April 2019 von 10.00 Uhr 
bis 17.00 Uhr 
Wo? Wissenschaftspark 
Gelsenkirchen, Munscheidstr. 14, 
45886 Gelsenkirchen
Sie können sich hier zu der Auftakt-
veranstaltung anmelden oder unter 
https://tinyurl.com/y75c7thk

Auftaktveranstaltung: 
„Soziale Organisationen als Partner der Wohnungswirtschaft“ 

3. April in Gelsenkirchen

Machen Sie mit und werden Sie
vom 18.–26. Mai 2019 Teil der
Aktionswoche Selbsthilfe 2019.

Diskussionen, tolle Aktionen
und vieles mehr erwarten
Sie bei uns.

Wir macht mit — Und Sie?

www.wir-hilft.de
Gefördert durch: Eine Initiative von:

10.+11.4.
2019

BAUSTELLE DEUTSCHLAND.
SOLIDARISCH ANPACKEN!

InfoundAnmeldung: www.armutskongress.de

Vorträge |Workshops | Diskussionen
Langenbeck-Virchow-Haus
Luisenstr. 58/59 | 10117 Berlin

Mittwoch | 10. April 2019
Donnerstag | 11. April 2019

WO?

WANN?

Eine Veranstaltung von:
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Unser Einkaufsportal ist umgezogen!
Sie finden die Paritätischen Rahmenver-
träge im neuen Design nun direkt auf 
der Homepage des Gesamtverbandes 
(www.der-paritaetische.de). Im Menü 
„Service“ unter der Rubrik Einkaufsvor-
teile ist das Einkaufsportal hinterlegt. 
Hier sind alle Partner zu finden, bei de-
nen Ihre Einrichtung günstig einkaufen 
kann. Damit Ihnen auch die Sonderkon-
ditionen angezeigt werden, loggen Sie 
sich bitte mit Ihren allgemeinen Zugangs-
daten im Mitgliederbereich ein. 

Die Zugangsdaten erhalten Sie von Ih-
rem Paritätischen Landesverband, die 
Ansprechpartner finden Sie ebenfalls 
online. Um monatlich per Newsletter 
über Sonderaktionen informiert zu wer-

den, senden Sie bitte eine E-Mail mit 
dem Betreff „Newsletter abonnieren“ 
an einkauf@paritaet.org

Der Katalog „Sparen durch Paritätische 
Rahmenverträge“ erschien in seiner 6. 
Auflage im Mai 2018. Allen Mitgliedern 
des Paritätischen wurde automatisch ein 
Exemplar per Post zugestellt. Benötigen 
Sie darüber hinaus weitere Kataloge? 
Dann wenden Sie sich an Ihren Landes-
verband oder direkt an den Gesamtver-
band. Gerne senden wir Ihnen weitere 
Exemplare kostenlos zu. 

Für Rückfragen stehen Ihnen Karsten 
Härle und Rebecca Neuparth unter 
einkauf@paritaet.org gerne zur Verfügung.
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B i l d n a c h w e i s e

Umfrage: Jetzt mitmachen!

Der Paritätische bekennt sich aus-
drücklich zur demokratischen, offe-
nen und vielfältigen Gesellschaft, er 
positioniert sich in aller Deutlichkeit 
gegen jede Form der Ideologie der Un-
gleichheit, die den elementaren Prin-
zipien Sozialer Arbeit widerspricht. 
Gemeinsam mit den Landesverbän-
den, den Regional- und Kreisgruppen 
planen wir als Gesamtverband, die 
Mitgliedsorganisationen zur eigenen 
Stärkung zu beraten, qualifizieren und 
zu vernetzen, um präventiv tätig sein 
und Betroffenen die nötige Unterstüt-
zung zukommen lassen zu können.  
In einem ersten Schritt ruft der Paritä-
tische alle Mitgliedsorganisationen 
auf, Vorfälle zu melden und Bera-
tungsbedarf anzuzeigen. Hierfür hat 
der Gesamtverband in Kooperation 
mit den Landesverbänden eine Umfra-
ge erstellt. 
Wir freuen uns auf Ihre 
Beteiligung:

www.der-paritaetische.de/aufruf


